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Die Sitzung wird um 14 Uhr 3 Minuten durch 
den Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet, 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzxmg ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren! Zu Beginn der ersten 
Plenarsitzung im neuen Jahr darf ich Sie herzlich 
willkommen heißen. Die Glückwünsche sind aus- 
getauscht. Die Arbeit hat wieder begonnen. Für 
den Bundestag wird auch das Jahr 1956 viel Ar- 
beit bringen. Dieses Haus wird von allen seinen 
Mitgliedern und von allen seinen Mitarbeitern in 
der Verwaltung und in den Fraktionen viel Mühe 
und Hingabe verlangen müssen. Die Festigung des 
freiheitlichen Rechtsstaates, die Wiedervereinigung 
unseres Volkes, die Sicherung des inneren und des 
äußeren Friedens fordern von Parlament und Re- 


gierung nicht nur Mut und Entschlossenheit, son- (Q 
dem auch Weisheit und Mäßigung. Wir beginnen 
dieses Jahr mit einem neuen Arbeitstumus. Ich 
erbitte auch aus diesem Anlaß Ihrer aller Einsicht 
und Mithilfe für die zweckmäßigste Gestaltung 
unserer Arbeit. 

Diesem Willkommensgruß an Sie alle darf ich 
ein Wort des Grußes und des Glückwunsches an 
den Herrn Bundeskanzler hinzufügen. 

(Anhaltender Beifall im ganzen Hause.) 

Ich kann mir vorstellen, sehr verehrter Herr Bun- 
deskanzler, daß Sie nicht vorbehaltlos glücklich 
darüber sind, daß Sie heute, eine Woche nach 
Ihrem 80. Geburtstag, immer noch Glückwünsche 
entgegennehmen sollen. 

(Heiterkeit.) 

Sie sind in Deutschland und im Ausland hoch ge- 
feiert worden; aber ich denke, daß Sie es diesem 
Hause doch erlauben, auch heute seinem Brauch 
zu folgen, um so mehr, als unsere Grüße und 
Glückwünsche diesmal nicht nur dem Chef der 
Bundesregierung, sondern vor allem dem ältesten 
Mitglied des Deutschen Bundestages geltem 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Sie sind von vielen für vieles- zu Recht gefeiert 
worden. Wenn sich aber dieses Haus heute vor 
Ihnen in Ehrerbietung neigt, so ist es ein Akt der 
Kollegialität gegenüber seinem Senior, der im bi- 
blischen Alter noch die schwerste Würde und Bürde 
Deutschlands trägt. Sie, Herr Bimdesk anzier, ken- 
nen dieses Haus zu gut, um nicht zu wissen, daß 
dieser Augenblick des ehrerbietigen Glückwun- 
sches Freunde und Gegner Ihres staatsmännischen 
Wirkens vereint. Damit gewinnt diese Stunde aber 
auch ihren eigenen. Sie als den, der Sie sind, be- 
sonders ehrenden Gehalt. 

In diesem Hause sind harte Kämpfe ausgetra- 
gen worden für und gegen Ihre Politik, aber auch 
für und gegen Sie selbst. Das ist natürlich, meine 
Damen und Herren; denn was ist ein Mann ohne 
seine Sache, und was ist eine Sache ohne ihren 
Mann! Nun, hier vereinen sich Ihre Freunde und 
Gegner in der Anerkennung dessen, daß die Sache, 
die Sie vertreten, in Ihnen nicht nur ihren Mann, 
sondern ihren Meister gefunden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU, FDP und DP.) 

Der sachliche Gegensatz bleibt, und dieses Haus 
wird noch manchen harten Gang erleben. Aber das 
Parlament kann sich dazu nichts Besseres wün- 
schen, als daß das Ringen um den rechten Weg 
Deutschlands in gegenseitiger Achtung erfolge unid 
gesegnet sei. Das Parlament kennt kein Oben, und 
es kennt kein Unten; es kennt nur das Nebenein- 
ander. Denn es muß jedem seiner Mitglieder nicht 
nur das Recht, sondern auch die Chance bieten, 
aufzustehen und mit seiner eigenen Stimme das 
zu verfechten, was nach seiner Meinung Redit und 
Freiheit für das Wohl des Ganzen gebieten. Hier 
in diesem Hause wird die Regierung unseres Staa- 
tes geboren, aber hier regiert sie nicht, sondem 
hier wird sie ihrerseits dem Gesetz unterworfen. 
Das Parlament des freiheitlichen Rechtsstaates ist 
ein Ort der strengen Bewährung für die Mitglie- 
der der Regierung wie für jedes einzelne Mitglied 
des ganzen Hauses. Hier erringen nicht nur Ge- 
schicklichkeit, taktische Kunstfertigkeit, Fleiß und 
Überzeugungskraft ihre Erfolge, nein, hier wer- 
den auch der geschichtliche Rang und die geschieht- 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 

(A) liehe Berufung eines Mannes im Feuer der Bewäh- 
rimg sichtbar. Nicht wenige Mitglieder dieses Hau- 
ses, aus allen Fraktionen, politische Freunde und 
politische Gegner, haben an Ihrem 80. Geburtstag, 
Herr Bimdeskanzler, auch unter dem Eindruck 
Ihres parlamentarischen Wirkens im Bundestag 
dem Gefühl der Dankbarkeit und dem Respekt vor 
dem geschichtlichen Rang, den Sie erreicht haben, 
einen eigenen öffentlichen Ausdruck verliehen. 

Ich habe die Ehre, Herr Bimdeskanzler, das 
heute für den ganzen Bundestag zu tun. Mit Ihnen 
hat ein Mann die Führung Deutschlands übernom- 
men, der drei Epochen der deutschen Geschichte an 
sich selbst erfahren und erlitten hat und der ihr 
geläutertes Erbe gelassen in sich vereint. Sie haben 
das Glück gehabt, auf kargem Boden zu wachsen 
und die Mühsal und Demut des Kampfes um das 
tägliche Brot in früher Jugend kennenzulernen. 
Ein untrüglicher Blick und ein fester Maßstab für 
den Wert der eigenen Arbeit und die Leistung 
anderer ist Ihnen bis heute geblieben. Der bloße 
Schein hat Sie nie wirklich beeindrucken, ge- 
schweige gar gewinnen können, auch wenn er in 
unserer propagandafreudigen Zeit noch so hoch 
veranschlagt wird. Als sich Ihre ersten Vorstellun- 
gen vom Staat und von der Regierung des Staates 
zu bilden begannen, da war Bismarck Reichskanz- 
ler und Deutschland war eine aufstrebende Welt- 
macht. Sie wuchsen auf in einer Welt der festen 
nationalen Rang- und Wertordnung. Aber früh 
wurden Sie des Wetterleuchtens gewahr, in dem 
sich die Stürme ankündigten, die Ihre besten Man- 
nesjahre durchtobten und mit deren Hinterlassen- 
schaft Sie nun seit Jahr und Tag mühsam imd 
heroisch fertig zu werden versuchen. 

(B) Aber Sie haben nicht nur Kämpfe, Krisen und 
Katastrophen gesehen, nein. Sie sind auch Zeuge 
großer Ereignisse von bleibender Bedeutung ge- 
worden. Sie sahen nicht nur den Welterfolg der 
deutschen Wirtschaft und Wissenschaft, sondern 
Sie sahen auch den Aufbruch des deutschen Arbei- 
tertums, und Sie wurden Zeuge seines Ringens. Sie 
haben gesehen, daß es dabei nicht nur um das Brot 
für die Armen ging, sondern mehr noch um die 
Freiheit und das Recht, am Vaterland als Gleiche 
unter Gleichen teilzuhaben. Sie haben gesehen, wie 
sich Deutschlands Arbeitertum der Gefahr entrang, 
als graue proletarische Masse Lenin und seinen 
Gehilfen in die Hände zu fallen, und wie es als 
eine staatstragende, verantwortungsbewußte Kraft 
im Leben der Nation in Erscheinung getreten ist. 

Aus der Frühzeit Ihres Werdens scheint mir aber 
noch ein zweites bedeutungsvoll zu sein, das spä- 
ter Sie und viele von uns, die wir hier versammelt 
sind, betroffen hat. Ich meine den Zusammenstoß 
von Kirche und Staat im sogenannten Kultur- 
kampf. Mögen die politischen Zusammenhänge 
auch heute noch verschieden beurteilt werden, 
sicher ist, daß sich in jener Auseinandersetzung 
zum erstenmal in der neueren Geschichte Deutsch- 
lands ein Vorgang angekündigt hat, der 50 Jahre 
später unter der Diktatur Hitlers nicht nur den 
deutschen Katholizismus, sondern die Kirchen und 
das deutsche Volk überhaupt vor eine ernste Ge- 
wissensfrage unserer Zeit, nämlich vor die Frage 
nach der Grenze des Staates gestellt hat. Das 
Thema und seine fundamentale Bedeutung für die 
gesetzgebende Gewalt im deutschen Volk ging 
Ihnen schon in der Zeit Ihres politischen Werdens 
auf. Als Parlamentarier und verantwortlicher 
Staatsmann sind Sie sich seiner bewußt geblieben. 


Ihr eigenes politisches Wirken über den Bereich 
Ihrer heiteren und großzügigen Vaterstadt Köln 
hinaus entfaltete sich nach dem ersten Weltkrieg 
in der Weimarer Zeit. Deutschland hatte auf gehört, 
eine Weltmacht zu sein, aber es vermochte sich 
zwischen Ost und West als eine noch immer an- 
sehnliche Großmacht zu behaupten. Dann kam Hit- 
ler und damit auch für Sie die Entfernung aus dem 
Amt, Bedrückung und schließlich die Gefängnis- 
zelle. Es ist nicht ohne Ironie, Herr Bundeskanzler, 
daß Sie nach dem gesetzmäßigen Ablauf der deut- 
schen Katastrophe wieder auf Ihrem alten Platz 
als Oberbürgermeister von Köln begonnen haben. 
Sie haben immer einen Hang zur Polis, zum über- 
schaubaren Bereich der gewachsenen Stadt gehabt, 
und es bedurfte nach einem Wort Hegels erst einer 
List der Geschichte, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
imd rechts) 

um Sie auf die Bahn zu bringen, auf der Sie das 
Vertrauen der Mehrheit des deutschen Volkes und 
ohne Zweifel die hohe Achtimg der Weltöffent- 
lichkeit gewonnen haben. 

Diese Stunde gehört trotz allem nicht der poli- 
tischen Würdigung Ihrer persönlichen Leistung im 
Bundestag und in der Bundesregierung. Aber viel- 
leicht erlauben Sie mir doch zwei Bemerkungen, 
von denen ich meine, daß sie vom ganzen Hause 
bejaht werden könnten. 

Unter Ihrem Präsidium hat der Parlamentari- 
sche Rat das Grundgesetz der Bimdesrepublik 
Deutschland ausgearbeitet. Mit der verfassungs^ 
rechtlichen Einführung des sogenannten konstruk- 
tiven Mißtrauensvotums ist ein entscheidender 
Schritt über die Weimarer Verfassung hinaus ge- (D) 
tan worden. Daß dieser Schritt von großer Bedeu- 
tung für die Festigung des freiheitlichen deutschen 
Rechtsstaates wurde, ist in jedermanns Bewußt- 
sein. Von besonderer Bedeutung aber erscheint 
mix die Tatsache, daß dieser Schritt übereinstim- 
mend und gemeinsam von allen großen Parteien 
getan wurde und daß seine Richtigkeit auch heute 
noch von ihnen allen anerkannt wird. Das kon- 
struktive Mißtrauensvotum erfordert ein hohes 
Maß an staatsmännischem Denken und staatsmän- 
nischer Disziplin bei der Regierung, bei der Koali- 
tion und bei der Opposition. Es ist nicht leicht, der 
inneren Verpflichtung einer solchen Einrichtung 
immer gerecht zu werden. Aber es besteht eine 
breite Übereinstimmung in diesem Hause darüber, 
daß Sie dem verfassungsrechtlich besonders ge- 
stärkten Amt des Bundeskanzlers durch Ihre 
eigene Person eine noch weit höhere Autorität zu 
geben vermochten. Es ist unzweifelhaft, meine 
Damen imd Herren, daß der ausgeprägt födera- 
listische Staatsaufbau der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine zusammenhaltende, kraftvolle Führung 
des Bundes erforderlich macht, und es scheint mir 
ebenso unzweifelhaft zu sein, daß die parlamenta- 
rische Demokratie in unserer Zeit nur dann recht 
verstanden ist, wenn sie den freiheitlichen Rechts- 
staat gewährleistet und zeitgemäß weiterzubilden 
vermag. In diesem Staat müssen die Gebote des 
Rechtes immer höher stehen als die wechselnden 
Ansprüche wechselnder Mehrheiten, und in diesem 
Staat wird die Freiheit nur dann fest gegründet 
sein, wenn er auch der Autorität den ihr gebühren- 
den Platz einräumt. Hitler in uns und Hitler unter 
uns wird nicht mit der Proklamation der Füh- 
rungslosigkeit, mit der Verdächtigung oder Ver- 
ächtlichmachung der Autorität bekämpft, sondern 
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(A) nur durch die freie Bejahung und das Wirksam- 
werdenlasisen der verfassungsmäßigen, legitimen 
Führung imter der Kontrolle des Parlaments. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordneten 
rechts.) 

Und eine zweite Bemerkung! In Ihrer Gestalt 
ist für viele von uns und für viele im deutschen 
Volk unsere Verbindung mit der eigenen Ge- 
schichte gegenwärtig und sichtbar geworden. Wir 
Deutsche leiden unvergleichlich mehr als jedes 
andere Volk aus dem europäisch-atlantischen Kul- 
turkreis unter unserer nichtbewältigten jüngeren 
Geschichte. Es ist unsere eigene Geschichte der 
letzten 80 Jahre, die uns in Ihrer Gestalt gegen- 
wärtig wird. Sie, sehr verehrter Herr Bundeskanz- 
ler, sind für viele von uns eine Brücke aus der 
Vergangenheit in die Gegenwart und in die Zu- 
kunft Deutschlands. Sie haben das Auf und Ab un- 
serer geschichtlichen Entwicklung, ihre Höhen und 
ihre Tiefen, ihre Größe und ihr Elend erfahren 
und erlitten. Sie haben an der Wandlung und Läu- 
terung unseres nationalen Selbstbewußtseins nicht 
nur für Ihre Person, sondern auch in Ihrem poli- 
tischen Handeln stellvertretend für das ganze 
deutsche Volk teilgenommen. Sie haben wie kein 
anderer der Welt einen Achtung gebietenden Ein- 
druck von diesem kaum in Worte zu fassenden 
inneren Vorgang in Deutschland zu vermitteln ge- 
wußt. Sie haben für viele von uns, insbesondere 
für die Jüngeren unter uns, in Ihrer Person die 
Einheit der deutschen Geschichte wieder zur Dar- 
stellung gebracht. Diese unsere Geschichte ist nicht 
die Geschichte der Bundesrepublik; sie beginnt 
nicht im Jahre 1949. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

ßj Unsere Geschichte ist und bleibt im Guten wie im 
Bösen als Gabe wie als Aufgabe die Geschichte 
ganz Deutschlands, zurück in die Vergangenheit 
und vorwärts in die Zukunft. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

So etwas wie ein bundesrepublikanisches Ge- 
schichtsbewußtsein kann und darf es gar nicht ge- 
ben. Es kann und darf nur geben ein geschicht- 
liches Bewußtsein der ganzen deutschen Nation, 
ein dankbares Gefühl für die Größe dieser Ge- 
schichte und eine klare Einsicht auch in ihr Elend 
und die Notwendigkeit ihrer Wandlung. Wenn in 
irgend etwas, dann besteht darin die Unteilbarkeit 
Deutschlands, darin gerade mehr denn in irgend 
etwas anderem: in einem solchen treuen und red- 
lichen Verhältnis zu unserer eigenen nationalen 
Geschichte und damit zu dem, was wir als Volk 
in großer Leistung, aber auch in Schuld, in däm- 
mernder Einsicht und läuternder Demut geworden 
sind. 

Diese Einsicht in die geschichtliche Unteilbarkeit 
Deutschlands ist von Bedeutung für die schwere 
Aufgabe, der Sie wie wir hier dienen: der Wieder- 
herstellung der staatlichen Einheit Deutschlands. 
Aber diese selbe Einsicht ist auch von nicht gerin- 
gerer Bedeutung für unsere Bereitschaft, unsere 
Situation zwischen den Völkern nüchtern zu er- 
fassen und unter bewußter Absage an alte Träume 
und Vorstellungen immer von neuem bereit zu 
sein, den Weg in eine neue gemeinsame Ordnung 
der Völker Europas mitzugehen. 

Sie, Herr Bundeskanzler, gehen nun in das neue, 
in das neunte Jahrzehnt Ihres großen und geseg- 
neten Lebens, im Kampfe für Aufgaben und Lö- 
sungen, mit denen das Schid^sal von Millionen 


Menschen in Deutschland, in Europa, in der Welt (Q 
verknüpft ist. Sie kämpfen um die Einheit unseres 
Vaterlandes, Sie ringen um eine neue Friedens- 
ordnung für den alten Kontinent, und Sie stehen 
und fallen gleich uns mit der Bewahrung der Frei- 
heit in einer befriedeten Welt. Unser Wunsch für 
Sie, Herr Bundeskanzler, faßt sich darin zusam- 
men, daß Gottes Güte es Ihnen gelingen lasse. 

(Lebhafter Beifall im ganzen Hause.) 

Das Wort hat der Herr BunSeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bimdeskanzler: Herr Präsident! 
Meine verehrten Damen und Herren! Ich bin tief 
gerührt durch die Worte, die der Präsident dieses 
Hohen Hauses an mich gerichtet hat. Ich danke 
ihm und danke Ihnen von Herzen dafür. 

Ich möchte Ihnen nur mit drei Sätzen antworten. 

Ich habe in meinem ganzen Leben immer versucht, 
meine Pflicht ZU tun, so gut, wie ich kann. Ich bin 
immer der Auffassung gewesen — von Jugend 
auf — , daß die Grenzen der Staatsgewalt nicht 
über das Notwendige hinaus erweitert werden 
dürfen. Ich bemühe mich — und das möchte ich 
zum Schluß sagen, meine verehrten Damen und 
Herren — , auch im politischen Gegner immer den 
mir gleichberechtigten Menschen zu sehen. 

(Lebhafter Beifall im ganzen Hause.) 

Präsident D. Dr, Gerstenmaier: Damit, meine 
Damen und Herren, treten wir in die Arbeit dieses 
Tages ein. Ich darf vor Eintritt in die Tagesord- 
nung folgendes bekanntgeben. Erstens: Nach einer 
Vereinbarung im Ältestenrat werden die vom Bun- 
desminister der Finanzen auf Grund des § 33 
Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übersandten pj 
Übersichten über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben dem Haushaltsausschuß über- 
wiesen. Inzwischen ist die Übersicht über die 
über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im zweiten Vierteljahr des Rechnungsjahres 1955 

— Drucksache 2003 — eingegangen. Ich nehme 
an, daß das Haus mit einer Überweisung dieser 
Vorlage an den Haushaltsausschuß einverstanden 
ist. 

(Zustimmung.) 

— Ich höre keinen Widerspruch; es ist so be- 
schlossen. 

Zweitens gebe ich bekannt, daß nach einer Ver- 
einbarung in der Sitzung des Ältestenrates am 
10. Januar 1956 der Ausschuß für Fragen der euro- 
päischen Sicherheit künftig „Ausschuß für Ver- 
teidigung“ genannt werden soll. Eine sachliche 
Änderung im Aufgabenbereich des Ausschusses 
tritt nicht ein. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge- 
nommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 21. Dezember 1955 
den nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag 
gemäß Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht gestellt: 

Gesetz über das Abkommen vom 30. Juni 1955 zwisdien 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über gegenseitige Verteidigungs- 
hiife; 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung der Finanzverfassung 

(Finanzverfassungsgesetz) ; 

Gesetz über Volksbegehren und Volksentscheid bei Neu- 
gliederung des Bundesgebietes nach Artikel 29 Absatz 2 
bis 6 des Grundgesetzes; 

Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes; 
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Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Kraft^ 
loserklärung von Hypotheken-, Grundsdiuld- und Renten- 
sdiuldbriefcn in besonderen Fällen; 

Zweites Gesetz zur Änderung des Hessischen Gesetzes zur 
Einführung der Rechtsanwaltsordnung; 

Gesetz über die weitere Verlängerung der Geltungsdauer des 
Gesetzes zur Erleichterung der Annahme an Kindes Stott; 

Gesetz über eine zeitweilige besondere Regelung der Prü- 
fung der Jahresabschlüsse von Elsenbahnaktiengesellschaften 
des öffentlidien Verkehrs; 

Neuntes Gesetz zur Änderung des Zolltarifs (Zolltarif- 
Novelle); 

Zehntes Gesetz zur Änderung des Zolltarifs (Vanadium- 
Titan-Roheisen, Stromschienen); 

Gesetz über die Statistiken der Steuern vom Einkommen; 

Gesetz zur Aufhebung des Teuerungszulagengesetzes; 

Gesetz über das Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Italienischen Republik über Sozial- 
versicherung vom 5. Mai 1953 nebst Schlußprotokoll und 
Zusatzvereinbarung; 

Gesetz über den Handels- und Schiffahrtsvertrag vom 

11. Mai 1953 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Kuba; 

Zweites Gesetz über die vorläufige Regelung der Errichtung 
neuer Apotheken (Apothekenstoppgesetz); 

Gesetz zu dem Übereinkommen Nr. 100 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 29. Juni 1951 über die Gleich- 
heit des Entgelts männlicher und weiblidier Arbeitskräfte 
für gleldiwertige Arbeit; 

Gesetz zur Änderung des Altsparergesetzes; 

Gesetz zur Verlängerung der Geltungsdauer des Wirtsdiafts- 
strafgesetzes 1954; 

Gesetz zur Änderung des Gesichäftsraummietengesetzes und 
des Mieterschutzgesetzes; 

Gesetz über den Einfluß von Eignungsübungen der Streit- 
kräfte auf Vertragsverholtnisse der Arbeitnehmer und 
Handelsvertreter sowie auf Beamtenverhäitnisse (Eignungs- 
prüfungsgesetz); 

Gesetz zur Ergänzung des Kindergeldgesetzes (Kindergeld- 
ergänzungsgesetz — KGEG -). 

Zum Eignungsprüfungsgesetz und zum Kindergeldergän- 
zungsgesetz hat der Bundesrat Entschließungen gefaßt, die als 
Drucksachen 1987 und 1988 vervielfältigt sind. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 5. Ja- 
nuar 1956 die Kleine Anfrage 169 der Abgeordneten Wieninger 
und Geno<^sen betreffend Abbau der Regiebetriebe in bundes- 
eigenen Behörden - Drucksache 1318 - beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 2013 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat unter dem 20. Dezember 1955 die Kleine An- 
frage 202 der Abgeordneten Lahr, Eberhard, Mauk und Ge- 
nossen betreffend Französ,lsdie Weinexportsubventionierung - 
Drucksache 1823 - beantwortet. Sein Sciireiben wird als 
Drucksache 1996 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 22. De- 
zember 1955 die Kleine Anfrage 209 der Fraktion der SPD 

betreffend Bekämpfung des Mädchenhandels - Drucksache 
1901 - beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 1997 
vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 20. De- 
zember 1955 die Kleine Anfrage 210 der Fraktion der SPD 

betreffend Ruhegehaltszahlung an den früheren Oberreichs- 
anwalt Laut! - Drucksache 1902 - beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 1962 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat unter dem 16. Dezember 1955 die Kleine An- 

frage 211 der Fraktion der FDP betreffend Einfuhr- und Vor- 
ratsstelie für Fette - Drucksache 1906 - beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 1981 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Wohnungsbau hat unter dem 
14. Dezember 1955 die Kleine Anfrage 212 der Abgeordneten 
Friese. Schmucker, Dr. Schild (Düsseldorf). Lücke und Ge- 

nossen betreffend Verbilllaung der nachstelligen Finanzierung 
gewerblicher Räume des Mittelstandes - Drucksache 1916 - 
beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 1980 ver- 
vielfältigt. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 20, De- 
zember 1955 die Kleine Anfrage 213 der Fraktion der FDP 
betreffend Förderungsmeßnahmen für Studierende - Druck- 
sache 1908 - beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck- 
sache 1989 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat unter dem 
4, Januar 1956 die Kleine Anfrage 215 der Fraktion der DP 
betreffend Angleichung des Haushaltsjahrs an das Kalender- 
jahr - Drucksache 1933 - beantwortet. Sein Schreiben wird 
als Drucksache 2005 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für das Post- und Femmeldewesen 
hat unter dem 5. Januar 1956 die Kleine Anfrage 216 der 
Fraktion der FDP betreffend Versammlung der Post-Betriebs- 
räte in Kiel - Drucksache 1934 - beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 2007 vervielfältigt. 


Der Herr Bundesminlsler für das Post- und Fernmeldewesen (C) 
hat unter dem 5. Januar 1956 die Kleine Anfrage 217 der 
Fraktion der FDP betreffend Politischer Mißbrauch von Post- 
einriditungen — Drucksache 1936 - beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 2010 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Verkehr hat unter dem 3. Ja- 
nuar 1956 die Kleine Anfrage 219 der Abgeordneten Josten, 
Schlick, Massoth, Majonica und Genossen betreffend Speise- 
wagen in D-Zügen auf der Strecke Dortmund-KÖln-Malnz- 
Frankfurt (Main) - Drucksache 1976 - beantwortet. Sein 
Schreiben wird als Drucksache 2001 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Ernährung. Landwirtschaft und 
Forsten hat unter dem 6. Januar 1956 die Kleine Anfrage 220 
der Fraktion der SPD betreffend Folgegesetzgebung im Zu- 
sammenhang mit dem Flurbereinigungsgesetz - Drucksache 
1982 - beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 2009 
vervielfältigt. 

Der Leiter der Monopolverwaltung für Branntwein beim 
Landesfinanzamt Berlin hat unter dem 13. Dezember 1955 
gemäß §§ 6 und 9 des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
in Verbindung mit § 2 Abs. 2 Ziffer 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952, § 3 Absatz 1 Ziffer 5 
des Ersten Überleitungsgesetzes in der Fassung vom 21. August 
1951 und § 4 Absatz 2 des Gesetzes über Errichtung und Auf- 
gaben des Bundesrechnungshofes vom 27. November 1950 die 
Geschäftsberichte der Monopolverwaltung für Branntwein beim 
Landesfinanzamt Berlin und die Bilanzen nebst Gewinn- und 
Verlustrechnungen der Verwertungsstelle für die Geschäfts- 
jahre 1949 bis 1953/54 vorgelegt, die als Drucksache 1998 
vervielfältigt werden. 

Die Fraktion des GB/BHE bat ihren Gesetzentwurf über 
Weihnachtsbeihilfen für Bedürftige - Druciksadie 1747 - am 
18. November 1955 im Ausschuß für Sozialpolitik zurück- 
gezogen, da eine Regelung der Weihnachtsbeihilfen in den 
Ländern bereits zum großen Teil erfolgt und der Antrag da- 
durch überholt sei. 

Schließlich wird mir mitgeteilt, daß gemäß einer 
interfraktionellen Vereinbarung der Wunsch be- 
steht, den Punkt 2 der morgigen Tagesordnung — 
Große Anfrage der Fraktion der FDP betreffend 
Außenhandel, Drucksache 1684 — in die heutige 
Tagesordnung vor Punkt 1 aufzunehmen. Ich 
nehme an, daß das Haus damit einverstanden ist. 

(Zustimmung.) 

— Ich höre keinen Widerspruch. (D) 

Damit kommen wir zur Tagesordnung, und ich 
rufe also zunächst vor dem Punkt 1 die 

Große Anfrage der Fraktion der FDP be- 
treffend Außenhandel (Drucksache 1684). 

auf. 

Wird das Wort zur Begründung der Großen An- 
frage gewünscht? — Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Margulies. 

Margulles (FDP), Anfragender: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist einer interessier- 
ten Öffentlichkeit nicht verborgen geblieben, daß 
zwischen den 5 Ministerien, die bei uns mit Hilfe 
von 8 Unterabteilungen und 63 Referaten die 
Fragen des Außenhandels bearbeiten, nicht immer 
eitel Friede und Eintracht herrscht. Es ist bekannt- 
geworden, 

(Unruhe) 

daß in einigen Grundsatzfragen sehr wesentliche 
Meinungsverschiedenheiten bestehen, die dazu ge- 
führt haben, daß wichtige oder notwendige Ent- 
scheidungen nur sehr zögerlich ergangen sind, und 
es ist auch bekanntgeworden, daß die Fragen 
nicht immer mit dem Ernst und mit der Sachkunde 
bearbeitet worden sind, die bei diesen Fragen not- 
wendig sind. 

Der Konflikt erreichte einen gewissen Höhe- 
punkt, als der soeben ernannte 

(Anhaltende Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Einen Augen- 
blick, Herr Abgeordneter. Meine Damen und Her- 
ren, ich muß dringend bitten, daß Sie dem Redner 
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(A) etwas mehr Aufmerksamkeit zuwenden. Die Ge- 
räusche, die hierherdringen, sind viel zu laut. — 
Fahren Sie bitte fort! 

Margulles (FDP), Anfrageriider: Der Konflikt, 
meine Damen und Herren, der an sich als bekannt 
vorausgesetzt werden darf, erreichte einen Höhe- 
punkt, als der soeben ernannte Herr Außenmini- 
ster zur allgemeinen Überraschung in einem Rund- 
funkinterview ein Primat der Außenpolitik über 
den Außenhandel forderte, zur allgemeinen Über- 
raschung deshalb, weil ihm niemand ein beson- 
deres Interesse an Außenhandelsfragen unterstellt 
hatte. Ich habe vor etwa dreiviertel Jahren noch 
geglaubt, ihn darauf aufmerksam machen zu müs- 
sen, daß in seinem Hause eine handelspolitische 
Abteilung existiert. 

Dann hat ein Sprecher des Außenministeriums 
in einer großen Rede vor der Karl-Schurz-Gesell- 
schaft in Bremen, aber auch in Veröffentlichungen 
— z. B. in der Schrift „Deutschland im Wieder- 
aufbau 1954“ — Auffassungen vertreten, denen der 
Herr Minister nicht widersprochen hat, Axiffas- 
sungen, die sich mit den unseren in Fragen des 
Außenhandels nicht decken und die auch in der 
Öffentlichkeit lebhaft kritisiert wurden; die Presse 
hat sich dieses Streites selbstverständlich liebevoll 
bemächtigt. 

Ich möchte nicht bestreiten, daß zwischen 
Außenpolitik und Außenhandel enge Verflechtun- 
gen bestehen. Aber sie sind doch keineswegs stär- 
ker als etwa die Beziehungen zwischen Binnen- 
wirtschaft und Außenhandel oder zwischen unse- 
rer Agrarpolitik und dem Außenhandel. Es kann 
sich also eigentlich gar nicht darum handeln, daß 
ein einzelnes Ministerium die ganze Verantwor- 

(^)tung für den Außenhandel für sich in Anspruch 
nimmt, sondern es geht darum, zu einer guten Zu- 
sammenarbeit und fruchtbaren Behandlung der 
Außenhandelsfragen zu kommen. Wir haben mit 
einer ganzen Reihe von Staaten, mit denen uns 
eine sehr alte, traditionelle, gute iSreimdschaft ver- 
bindet, sehr mäßige Handelsbeziehungen und häu- 
fig sehr große Schwierigkeiten, wenn es auf die 
Begleichung unserer Forderungen ankommt. Wir 
haben mit anderen Staaten, zu denen das Verhält- 
nis kühl ist, sehr, sehr gute handelspolitische Be- 
ziehungen, ja, zum Teil sind es unsere besten Kun- 
den. 

Die Öffentlichkeit ist auf diesen Konflikt auf- 
merksam geworden; sie befürchtet, es könnte ver- 
sucht werden, mit handelspolitischen Pressionen 
oder aber mit überreichen Zugeständnissen eine 
politische Atmosphäre zu verbessern, obwohl sich 
in der Vergangenheit herausgestellt hat, daß das 
in der Regel gar nicht zu erreichen ist. Für den 
Außenhandel als solchen, für die Außenhandel 
treibende Wirtschaft würde aber eine solche Be- 
handlung der Außenhandelsfragen zu sehr schwer- 
wiegenden Rückschlägen führen, weil der Außen- 
handel alles andere, nur nicht abrupte Änderun- 
gen oder Umkehrungen der Situation verträgt. 

Es kann auch nicht Sache eines einzelnen Mini- 
steriums sein, Grundsatzfragen zu entscheiden, 
etwa ob man mit fliegenden Fahnen in dieses 
Europa der Sechs hineingeht, ob man die Handels- 
politik mehr auf das ganze Europa oder mehr auf 
den Welthandel abstellt. Das sind Fragen, in denen 
eine Zusammenarbeit erforderlich ist, eine Zu- 
sammenarbeit, die über die hinausgeht, die zur 
Zeit im Handelspolitischen Ausschuß festzustellen 
ist. 


Ich könnte mir allerdings denken, daß hier ein(C) 
Ansatzpunkt für eine mögliche Verbesserung der 
Entscheidungsfähigkeit liegt; man könnte den 
Handelspolitischen Ausschuß zu einem Unteraus- 
schuß des Kabinettsausschusses für Wirtschaft 
'machen, um die Außenhandelsfragen auf' diese 
Weise an die entscheidenden Minister heranzubrin- 
gen und den Weg erheblich zu verkürzen. Darüber 
meine Damen und Herren, möchte ich keinen Zwei- 
fel lassen, daß wir die gegenwärtige Organisation 
mit den genannten fünf Ministerien — Bundes- 
ministerium für Wirtschaft, für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit, für Finanzen unter Federführung des 
Auswärtigen Amtes — nicht für schlagkräftig an- 
sehen. Wir befürchten, daß wir mit dieser Organi- 
sation, wenn einmal ernste Gefahren für unseren 
Außenhandel drohen, diesen Gefahren nicht wür- 
den begegnen können. Neuerdings ist an der Bear- 
beitung der Rechtsfragen auch noch das Justiz- 
ministerium beteiligt. Wir wissen alle, daß die 
Mühlen der Justiz recht langwierig arbeiten. Wir 
hoffen nur, daß uns durch die zögerliche Behand- 
lung der GATT-Vorlagen vom vorigen Sommer, 
die bis jetzt noch nicht einmal bis zur Kabinetts- 
reife gediehen sind, nicht neuer Ärger mit unseren 
skandinavischen Kunden entsteht. Wir richten da- 
her an die Bundesregierung die Frage, was sie zu 
tun gedenkt, um die verständnisvolle Zusammen- 
arbeit aller an Außenhandelsfragen beteiligten 
Ministerien zu sichern. 

Die Bedeutung des Außenhandels kann nicht 
unterschätzt werden. Wir werden im abgelaufenen 
Jahre einen Außenhandelsumsatz von etwa 50 Mil- 
liarden erzielt und damit etwa ein Drittel des So- 
zialproduktes im Verkehr mit dem Ausland umge- 
schlagen haben. Es würde zu den rosaroten Selbst- 11^ 
täuschungen gehören, wollte mian annehmen, das 
gehe automatisch so weiter, darum brauche man 
sich nicht zu kümmern, das sei alles in bester Ord- 
nung. Wir werden die Konsequenzen daraus zie- 
hen müssen, daß die wirtschaftliche Struktur der 
Bundesrepublik eine andere als die des früheren 
Deutschen Reiches ist, daß wir heute davon leben, 
unsere Arbeit an das Ausland zu verkaufen, daß 
unser Lebensstandard in der Bundesrepublik un- 
mittelbar davon abhängt, in welchem Ausmaße es 
uns gelingt, die Erzeugnisse unseres Fleißes, unse- 
rer Geschicklichkeit und unseres Erfindungsgeistes 
an das Ausland zu verkaufen. 

Daraus erhellt klar auch die imtrennbare Ver- 
flechtung der Außenhandelsfragen mit denen der 
Binnenwirtschaft, Es ist weiter zu berücksichtigen, 
daß wir gerade aus dieser Situation heraus zum 
Schaufenster des Westens geworden sind imd daß 
wir die sozialen Leistungen, die mit zu den besten 
in der Welt gehören und auf die wir sehr stolz 
sind, eben nur aus dem Ertrag dieser Arbeit er- 
bringen können, auch der Arbeit, die wir an das 
Ausland verkaufen. 

Die Beachtimg, die Außenhandelsfragen in der 
Bundesrepublik geschenkt wird, entspricht jedoch 
dieser Bedeutimg nicht. Wenn man in der Ver- 
gangenheit den Wiederaufbau der Industrie durch 
die Ermöglichimg der Abschreibung, die Finan- 
zierung des Wiederaufbaus über den Preis, den 
Wiederaufbau der Wohnungen über 7 c, den Wie- 
deraufbau der Schiffahrt über 7 d gefördert hat, 
wenn man der Bimdesbahn für ihren Wiederauf- 
bau aus Bimdesmitteln erhebliche Zuschüsse ge- 
währt, dann müssen wir ims doch fragen: Was ist 
eigentlich getan worden, um dem Außenhandel, 
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der für uns so sehr wichtig ist, eine entsprechende 
Förderung zuteU werden zu lassen? 

Bedenken Sie bitte das Handikap unserer 
Außenhandel treibenden Wirtschaft gegenüber den 
Wettbewerbem, Die deutschen Außenhandelsfir- 
men haben ihre Auslandsniederlassungen verloren, 
sie haben ihr Auslandsvemiögen verloren. Sie 
mußten nach einer Zwischenzeit, in der Ausländer 
für uns den Außenhandel „bewerkstelligten“, völ- 
lig neu anfangen. Sie haben ihr Eigenkapital in der 
Wähnmgsreform eingebüßt. Sie haben draußen die 
Rechte aus Patenten \ind Gebrauchsmustern ver- 
loren imd müssen sich heute manchmal sehr damit 
herumschlagen, daß Konkurrenzerzeugnisse unter 
ähnlich klingenden Namen in die alten Märkte ein- 
gedrungen sind. Unsere Wirtschaft hat den Lasten- 
ausgleich zu tragen, und sie muß, wie ich eben 
schon sagte, die 'Sozialledstungen erbringen, auf die 
wir alle stolz sind. Diese Dinge spielen bei dem 
scharfen Wettbewerb im Ausland — jeder einzelne 
Exportauftrag muß gegen scharfen Wettbewerb er- 
kämpft werden — selbstverständlich eine Rolle. 

Dann ist auch auf die besonderen Risiken des 
Außenhandels z. B. durch Staatseingriffe hinzu- 
weisen. Wir haben unserer Wirtschaft vor wenigen 
Wochen durch die konjunkturpolitische Zollsen-- 
kung, die für die Wirtschaft nicht ohne Schmerzen 
verlaufen ist, ein Beispiel geliefert. Solche Staats- 
eingriffe aller Art, Beschlagnahmen, Änderungen 
der Gesetzgebung, Erhöhung von Zöllen \xnd was 
da so alles möglich ist, die Schwierigkeiten der 
Rechtsverfolgung im Ausland, die Verkehrshemm- 
nisse und schließlich auch die sehr viel höheren 
Werbungskosten stellen besondere Risiken des 
Außenhandels dar, die der Binnenkaufmann nicht 
^ ^ zu tragen hat und für die die Bxmdesregierung in 
irgendeiner Form ein Äquivalent schaffen sollte, 
soweit dies angesichts der internationalen Ver- 
flechtungen auf dem Wege der Gesetzgebung heute 
möglich ist. Wir hätten also gerne von der Bun- 
desregierung gehört, was sie zu tun gedenkt, um 
den Außenhandelsfragen die ihnen im Rahmen* der 
Gesamtwirtschaft zukommende Beachtung zu 
sichern. 

Damit komme ich zur letzten Frage, die wir ge- 
stellt haben, der Frage nach der Zusammenarbeit 
zwischen den Wirtschafts ab teilungen der deutschen 
Auslandsvertretungen und den beteiligten Mini- 
sterien. Der größte Teil unserer deutschen diplo- 
matischen Vertretungen hat ohnedies überwiegend 
Wirtschaftsfragen zu bearbeiten. In einer Vielzahl 
von Staaten stellt also die Behandlung der Wirt- 
schaftsfragen die Tagesarbeit unserer diplomati- 
schen Vertretungen dar; das, was ich jetzt zu sagen 
habe, reicht also etwas über die Wirtschaftsabtei- 
lungen der diplomiatischen Vertretimgen hinaus. 

Wir sollten uns einmal darüber klarwerden, 
welche Aufgaben wir den Wirtschafts Vertretungen 
zumuten. Ich habe bei mehreren Auslandsreisen 
feststellen müssen, daß die Wirtschaftsabteilungen 
als Auskunftsbüros benutzt werden, daß die frem- 
den Firmen bei ihnen anfragen, wo man in 
Deutschland ’ Kochtöpfe oder Sensen oder sonst 
etwas kaufen kann, und daß sich die Wirtschafts- 
abteilungen bemühen, den Anforderungen dieser 
Auskunftstätigkeit gerecht zu werden, daß sie aber 
damit für ihre eigentliche Arbeit blockiert sind. 
Ich glaube, wir tim uns allen einen Gefallen, wenn 
wir feststellen, daß eine solche Auskunftserteilung 
nicht zu den Aufgaben der Auslandsvertretungen 


gehört, sondern daß dafür die Wirtschaft Sorge zu 
tragen hat, daß eine solche wirtschaftswerbende 
Aufgabe von ihr selbst gelöst werden muß. 

Auf der anderen Seite: es gibt einen uralten 
Streit darüber, ob der Leiter einer Wirtschaftsab- 
teilung ein All-round-Diplomat oder ein fachlich 
vorgebildeter Mann sein soll, der sich in Wirt- 
schaftsfragen auskennt. Wir glauben nach allem, 
was sich ereignet hat, daß bei der Bedeu- 
tung, die der Außenhandel heute für die Bundes- 
republik hat, den Fachleuten doch etwas mehr 
Raum zugestanden werden sollte. Deshalb würden 
wir es begrüßen, wenn man dem Herrn Bundes- 
wirtschaftsminister ein Mitspracherecht bei der Be- 
setzung der Wirtschaftsabteilungen der Auslands- 
vertretungen einräumte, wenn sich also die Herren 
Minister über die Besetzung wichtiger Positionen 
untereinander verständigten und wenn das nicht 
allein vom Auswärtigen Amt aus geschähe. In 
anderen exportinteressierten Staaten vollzieht sich 
das in der Form, daß dem Personalamt des aus- 
wärtigen Dienstes ein Beamter der entsprechenden 
wirtschaftlich interessierten Ministerien zugeord- 
net wird. Auf diese Weise wird die Zusammen- 
arbeit auch in dieser Frage sichergestellt. 

Es stört uns etwas, daß die Wirtschafts ab teilun- 
gen der Auslandsvertretungen nicht unmittelbar 
mit den beteiligten und interessierten Ministerien 
verkehren dürfen; auch darüber ist hier im Hause 
schon gesprochen worden. Der Weg ist jetzt sehr 
umständlich. Die Berichte gehen in den Routine- 
bericht des Chefs der Mission ein und werden an 
das Außenministerium gegeben. Dort wandern sie 
in die handelspolitische Abteilimg. Wir dürfen 
unterstellen, daß die handelspolitische Abteilung ^ 
kein Geheimnis daraus macht, sondern die ande- (D) 
ren Ministerien darüber unterrichtet. Aber es steht 
zu befürchten, daß der Markt in der Zeit „verlau- 
fen“ ist, wie der Kaufmann sagt. 

Es wäre also nützlicher, wenn wenigstens Ko- 
pien der Berichte den beteiligten Stellen unmittel- 
bar zugeleitet würden, die sich dann darüber ab- 
stimmen können, welche Konsequenzen sie aus den 
Berichten ziehen wollen. Natürlich müßte dann 
dem Herrn Bundeswirtschaftsminister ein Wei- 
sungsrecht gegenüber den Wirtschaftsabteilungen 
der Auslandsvertretungen eingeräumt werden, da- 
mit der unmittelbare Kontakt hergestellt wird. 
Deshalb fragen wir drittens die Bundesregierung, 
was sie zu tun gedenkt, um dieZusaimmenarbeit zwi- 
schen den Wirtschaftsabteilungen der deutschen 
Auslandsvertretungen und den Wirtschaftsbehör- 
den zu verbessern. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, Sie haben die Begründung der Gro- 
ßen Anfrage gehört. Das Wort zur Beantwortung 
hat der Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

I>r, von Brentano, Bundesminister des Auswär- 
tigen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich habe mich mit dem Herrn Kollegen Erhard 
dahin verständigt, daß er die Beantwortung der 
Frage 2 übernimmt, während ich mir erlauben 
werde, die Fragen 1 und 3 zu beantworten. Die 
Bimdesregierung beabsichtigt also, die Große An- 
frage in der Weise zu beantworten, daß ich die 
Antwort zu den Fragen 1 und 3 selbst übernehme. 

Die in Punkt 1 aufgeworfene Frage der Siche- 
rung einer „verständnisvollen Zusammenarbeit 
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(A) aller an Außenhandelsfragen beteiligten Ministe- 
rien‘‘ beschäftigt die Ressorts bekanntlich schon 
seit Jahrzehnten. Der Außenhandel berührt den 
Aufgabenkreis zahlreicher Ministerien, die mit 
Recht eine Beteiligung an der Handelspolitik be- 
anspruchen. Soweit die von ihnen vertretenen imd 
begreiflicherweise nicht immer übereinstimmenden 
Gesichtspunkte nicht miteinander in Einklang ge- 
bracht werden können, bedarf es wie auf zahl- 
reichen anderen Gebieten einer Koordinierung, um 
zu einer einheitlichen handelspolitischen Linie zu 
gelangen. 

Schon nach dem ersten Weltkrieg hat sich eine 
solche Koordinierung als notwendig erwiesen. 
Auch damals mußten die Handelsbeziehungen zum 
Ausland wiederaufgebaut und insbesondere die 
Beziehungen zu den alliierten Mächten nach Ab- 
lauf der Vorbehaltsepodie neu geregelt werden. Im 
Jahre 1925 beschloß das Reichskabinett, einen be- 
sonderen Ausschuß aus den Ministerien des Aus- 
wärtigen, der Finanzen, für Wirtschaft, für Ernäh- 
rung und Landwirtsdiaft und einem Vertreter des 
Reichsbankdirektoriums zu bilden, dem es oblag, 
alle wichtigen handelspolitischen Fragen zwischen 
den Ressorts zu klären und einheitliche Richtlinien 
aufzustellen. Das war der sogenannte Handelspoli- 
tische Ausschuß. 

In Anlehnung an die Aufgabenstellung «dieses 
Ausschusses wurde im Dezember 1948 auf Initia- 
tive des damaligen Oberdirektors der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein Ausschuß 
gebildet, der die damials bereits existierenden Ver- 
waltungen für Wirtschaft, der Finanzen und für 
Ernährung umschloß und den gleichen Zweck ver- 
folgte, wobei er vor allem in der Zeit, in der der 
Außenhandel noch auf Grund der JEIA-Richtlinien 

(B) abgewickelt wurde, als einzige koordinierende 
handelspolitische Instanz wichtige Entscheidimgen 
zu treffen hatte. Inzwischen sind die Aufgaben die- 
ses Ausschusses zugleich mit der zunehmenden 
Verselbständigung unserer Gesamtpolitik und der 
weltwirtschaftlich orientierten Wirtschaftspolitik 
weiter gewachsen. 

Dem Ausschuß gehören jetzt neben dem Aus- 
wärtigen Amt die Bundesministerien für Wirt- 
schaft, der Finanzen, für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten, für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, für Verkehr und außerdem die Bank deut- 
scher Länder an. Er arbeitet nach dem Verfahren, 
das für den früher bestehenden Handelspolitischen 
Ausschuß des Reichskabinetts Geltung batte. Es 
hat sich herausgestellt, daß auf dieser Grundlage 
die große Mehrzahl aller handelspolitischen Ent- 
scheidungen im gegenseitigen Einvernehmen ge- 
regelt werden konnte. Durch den Handelspoliti- 
schen Ausschuß ist die Zusammenarbeit der betei- 
ligten Ressorts in glücklicher Weise verwirklicht 
worden. Überlegungen über seinen weiteren Aus- 
bau sind im Gange. 

Außerhalb des Handelspolitischen Ausschusses 
werden alle laufenden mit dem Außenhandel zu- 
sammenhängenden Fragen in Einzelressortbespre- 
chungen zwischen den beteiligten Ministerien er- 
örtert. Soweit Einfuhrfragen betroffen sind, ist der 
in terminist erielle Einfuhrausschuß zuständig. 

Von Ausnahmefällen abgesehen, haben sich grö- 
ßere Schwierigkeiten bei der Abstimmung der han- 
delspolitischen Interessen in der laufenden Arbeit 
nicht ergeben. Grundsätzliche Fragen gelangen aus 
den Ressortberatungen in der Regel vor den Han- 
delspolitischen Ausschuß. In Fragen von besonde- 


rer Bedeutung und insbesondere dann, wenn ein (C) 
Ressort seine Zustimmung zu den geplanten Maß- 
nahmen versagen zu müssen glaubt, wird eine Ka- 
binettsentscheidung herbeigeführt. Das ist in den 
Jahren seit 1949 nur in sehr wenigen Fällen er- 
forderlich geworden. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß für die Zu- 
sammenarbeit der Ressorts in Fragen des Außen- 
handels seit Bestehen der Bundesrepublik jahre- 
lange Erfahrungen vorliegen. Gestützt auf diese 
Erfahrungen und unter Berücksichtigung der ge- 
genwärtigen außenpolitischen und wirtschaftspoli- 
tischen Zielsetzung wird die Bimdesregierung die 
verständnisvolle Zusammenarbeit der Ministerien 
weiter fördern und vertiefen. 

Ein wichtiges Feld der Zusammenarbeit zwischen 
den Ressorts ist die Vorbereitung und Führung 
von Wirtschaftsverhandlungen, d. h. Verhandlun- 
gen über den Waren- und Zahlungsverkehr mit 
dem Ausland. Auch hier hat es der Handelspoli- 
tische Ausschuß übernommen, die Ressortsinteres- 
sen sorgfältig aufeinander abzustimmen. Die Aus- 
wahl der jeweiligen Delegationsleiter für derartige 
Wirtschaftsverhandlungen ist keineswegs auf ein 
Ressort beschränkt. Je nach den sachlichen Schwer- 
punkten und unter Berücksichtigung der am besten 
geeigneten Persönlichkeiten sind Vertreter des 
Auswärtigen Amts ebenso wie der Bundesmini- 
sterien für Wirtschaft, für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit bestimmt worden. Auf diese Weise 
konnte auch im personellen Bereich eine Koordi- 
nierung der Handelspolitik und eine Abstimmung 
der Ressortinteressen erzielt werden. 

Die Bundesregierung verkennt keineswegs die 
enge Verknüpfung der inneren Wirtschaft mit der 
Außenwirtschaft. Sie hat diesem Umstand bei der (D) 
bisherigen Führung der Handelspolitik so weit wie 
nur möglich Rechnung zu tragen versucht. Erörte- 
rungen über die zweckmäßige Form einer Koordi- 
nierung sind in allen wichtigen Industrieländern 
seit vielen Jahren angestellt worden. Kein Rezept 
— cfas lassen die im In- und Ausland verfügbaren 
Unterlagen erkennen — verbürgt bei der Vielfalt 
der Probleme und Interessen die Lösung aller 
Schwierigkeiten. Jeder mit dem Außenhandel Ver- 
traute weiß, daß es für den Gesamtkomplex mit 
seinem vielschichtigen Gefüge eine einfache For- 
mel weder für die Organisation noch für die han- 
delspolitische Betätigung gibt. Die in Deutschland 
gefundene Form der Abstimmung der Ressorts hat 
sich in der Vergangenheit bewährt. Es ist das Be- 
streben der Bundesregierung, die verständnisvolle 
Zusammenarbeit der Ministerien in Außenhandels- 
fragen auch weiterhin zu fördern. 

Lassen Sie mich zu Frage 3 übergehen, in der 
die Fragesteller die Zusammenarbeit zwischen den 
Wirtschaftsabteilungen der deutschen Auslands- 
vertretungen und den Wirtschaftsbehörden zu ver- 
bessern wünschen. Wie es dem Zusammenhang 
zwischen der inneren Wirtschaft und den handels- 
politischen Interessen entspricht, wird einer engen 
Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsabtei- 
lungen der Auslandsvertretungen und den haupt- 
beteiligten Behördenstellen im Inland größte Be- 
deutung beigemessen. Eine wesentliche Grundlage 
für die handelspolitischen Entschließungen ist die 
Berichterstattung der Wirtschaftsabteilungen — 
es sind zur Zeit 78 — und der Wirtschaftsreferen- 
ten, zur Zeit 36. Sie wurde in zunehmendem 
Maße den Bedürfnissen der deutschen Außenwirt- 
schaft angepaßt. Außer der Einzelberichterstattung 
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zu aktuellen wirtschaftlichen Fragen und den peri- 
odischen Berichten über die wirtschaftliche Ent- 
wicklung des Gastlandes sowie über die Grund- 
lagen des Güter- und Dienstleistungsaustausche^ 
werden in wachsender Zahl Öpezialuntersuchun- 
gen über die Auslandsmärkte erstellt. Alle ein- 
schlägigen Berichte gehen den beteiligten Ressorts 
zu. Die Auswertung und Verteilung der für eine 
weitere Verbreitung geeigneten Berichte erfolgt 
über die Bundesstelle für Außenhandelsinforma- 
tion, die mit ihren verschiedenen Veröffentlichun- 
gen, wie „Nachrichten für den Außenhandel“, 
„Außenhandelsdienst“, „Marktinformationsdienst“ 
usw., die gesamte Außenwirtschaft über deren 
Spitzenverbände unterrichtet; sie wird vom Aus- 
wärtigen Amt unmittelbar mit Material versorgt. 
Die Zusammenarbeit auf diesem Gebiete ist in den 
letzten Jahren weiter ausgebaut worden. 

Die Berichtswünsche der vornehmlich am Außen- 
handel beteiligten Ressorts und Anfragen auf be- 
sonderen Gebieten der Außenwirtschaft werden 
vom Auswärtigen Amt regelmäßig aufgenommen 
und an die Auslandsvertretungen übermittelt. Auf 
diese Weise wird die Berichterstattung den Bedürf- 
nissen der handelspolitischen Exekutive ständig 
angepaßt und eine fruchtbare Wechselwirkung er- 
zielt. 

Durch eine kürzlich mit dem Bundesministerium 
für Wirtschaft getroffene Vereinbarung sind eine 
Abstimmung bei der Besetzung der Wirtschafts- 
abteilungen und eine gleichzeitige unmittelbare 
Berichtsübermittlung an das Bundesministerium 
für Wirtschaft vorgesehen worden, wie es Herr 
Kollege Margulies eben auch angeregt hat. Von 
dieser einvernehmlichen Regelung läßt sich eine 
.g. Behebung gelegentlich noch aufgetretener Schwie- 
' ^ rigkeiten erhoffen. 

Auf dem Agrargebiet ist die Verbindung zu dem 
zuständigen Bundesressort seit etwa zwei Jahren 
durch die Entsendung von acht Landwirtschafts- 
referenten in die wichtigsten Agrarräume inten- 
siviert worden. Diesen Referenten obliegt die Bear- 
beitung aller agrarpolitischen und agrartechnischen 
Fragen in enger Zusammenarbeit mit dem Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Die bisherigen Ergebnisse sind ermuti- 
gend. Die Weiterentwicklung dieses Zweiges des 
wirtschaftlichen Dienstes wird in engem Einver- 
nehmen zwischen dem Auswärtigen Amt und dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten gefördert. Gegenwärtig werden tech- 
nische Verbesserungen bei der Vervielfältigung 
und Verteilung der Berichte mit dem Ziele auch 
einer Beschleunigung der Verteilung erprobt. 

Auch in der personellen Besetzung der Wirt- 
schaftsabteilungen und der Handelspolitischen Ab- 
teilung des Auswärtigen Amts kommt die Verbin- 
dung mit der Wirtschaft klar zum Ausdruck. Von 
302 Angehörigen des gehobenen und höheren 
wirtschaftlichen Dienstes bei den Auslandsvertre- 
tungen kommen 252 aus den verschiedenen Berei- 
chen der Wirtschaft einschließlich Banken und Ver- 
sicherungen. 16 von 20 Referenten und Unterabtei- 
lungsleitern der Abteilung 4 waren in der Wirt- 
schaftsverwaltung des Bundes und der Länder oder 
bei Verbänden tätig. Bei der Ausbildung der Wirt- 
schaftsleiter und -Sachbearbeiter ist das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft maßgeblich beteiligt. 

Insgesamt verfolgt die Zusammenarbeit zwischen 
den Wirtschaftsabteilungen im Ausland und den 
Wirtschaftsbehörden im Inland das Ziel, sowohl 
der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, dem Aus- 


land gegenüber eine einheitliche Handelspolitik zu 
führen, als auch den Anforderungen zu entspre- 
chen, welche die beteiligten einzelnen Ressorts und 
die Wirtschaft stellen müssen. Die Bundesregie- 
rung läßt es nicht an Bemühungen fehlen, dieses 
Zusammenarbeiten ständig zu verbessern. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß es doch 
vielleicht in meiner Antwort, der die Stellung- 
nahme meines Kollegen Erhard folgen wird, ge- 
lungen ist, einige von den düsteren Aspekten in der 
Begründung der Anfrage zu zerstreuen. Ich darf 
auch Herrn Kollegen Margulies versichern, daß 
mir dif Existenz einer Handelspolitischen Abtei- 
lung im Auswärtigen Amt schon bekannt war, be- 
vor er die Liebenswürdigkeit hatte, mich darauf 
aufmerksam zu machen. Ich darf schließlich viel- 
leicht darauf verweisen, daß die gesamte außen- 
handelspolitische Entwicklung der letzten Jahre 
eine ganz ersprießliche Arbeit mnerhalb der Bun- 
desregierung bewiesen hat. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zur Beantwor- 
tung der Frage 2 hat der Herr Bundesminister für 
Wirtschaft das Wort. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt- 
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Zu der Frage, was die Bundesregierung zu tun ge- 
denke, um den Außenhandelsfragen die ihnen im 
Rahmen der Gesamtwirtschaft zukommende Be- 
achtung zu sichern, darf ich wie folgt Stellung 
nehmen. 

Ausgangspunkt jedes handelspolitischen Denkens 
ist die Gesamtlage der Volkswirtschaft der Bun- (d) 
desrepublik und ihre Verknüpfung mit der allge- 
meinen Entwicklung der Weltwirtschaft. Es ist das 
besondere Kennzeichen der Nachkriegsentwick- 
lung, daß dem Außenhandel im Rahmen der Ge- 
samtwirtschaft der Bundesrepublik eine weit grö- 
ßere Bedeutung zukommt, als dies im Vorkriegs- 
deutschland der Fall war. Daraus ergibt sich die 
Schlüsselposition des deutschen Außenhandels, und 
zwar sowohl im Rahmen der deutschen Volkswirt- 
schaft, deren Außenhandel wertmäßig nahezu 30 ®/o 
des Sozialprodukts ausmacht, wie auch im Rahmen 
der Weltwirtschaft, in der die Bundesrepublik 
wieder an dritter Stelle rangiert. 

Die binnen- und außenwirtschaftliche Entwick- 
lung und die sich daraus ergebenden Tatbestände 
bilden daher für die Bundesrepublik ein einheit- 
liches Ganzes, d. h. daß alle einschlägigen Fragen nur 
in einem engen Zusammenhang gesehen werden 
können. Binnen- und Außenwirtschaft stehen also 
nicht in einem reinen Abhängigkeitsverhältnis zu- 
einander, sondern wirken wechselseitig in frucht- 
barer Spannung aufeinander ein. Jede isolierte Be- 
trachtung und Behandlung von Binnen- und 
Außenwirtschaft würde auch im Widerspruch ste- 
hen zur Interdependenz aller ökonomischen Be- 
dingungen, aus denen sich Beziehungen, Abhängig- 
keiten und Zuordnungen ergeben, die für die Ge- 
staltung der Handelspolitik entscheidende Bedeu- 
tung haben. Die Handelspolitik ist daher imma- 
nenter Bestandteil eines einheitlichen Ordnungs- 
denkens. 

Es ist die Aufgabe der Außenhandelspolitik, da- 
für Sorge zu tragen, daß der Außenhandel, dem 
keine originäre wirtschaftliche Funktion zukommt, 
seine volks- und weltwirtschaftliche Aufgabe in 
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zweckmäßigster Weise erfüllen kann. Aus der Dy- 
namik des wirtschaftlichen Lebens aber folgt, daß 
sich die Beziehungen zwischen der wirtschaftlichen 
Entwicklung eines Landes im Innern und seinem 
Austausch von Gütern und Leistungen nach außen 
fortlaufend verändern. Das bedingt, daß jede in- 
nerwirtschaftliche Maßnahme von Bedeutung sich 
unmittelbar oder mittelbar auf die Wirtschaftsbe- 
ziehungen zu unseren Handelspartnem auswirkt 
und umgekehrt jede Änderung der außenwirt- 
schaftlichen Situation das wirtschaftliche Gesche- 
hen im Innern maßgeblich beeinflußt. Es können 
daher die Mittel zur Handhabung des Außenhan- 
dels auch immer nur in ständiger Abstimmmig mit 
den innerwirtschaftlichen Gegebenheiten ange- 
wandt werden, wie andererseits die innere Wirt- 
schaftspolitik notwendigerweise zur Erreichung 
ihrer Ziele der Instrumente der Handelspolitik 
nicht entraten kann. 

Auch die internationale wirtschaftliche Entwick- 
lung hat den Charakter und damit auch die Auf- 
gaben der Außenhandelspolitik grundlegend ver- 
ändert. Sie ist gegenüber einer bilateralen und 
protektionistischen Vergangenheit gekennzeichnet 
durch das Streben nach einem freien Weltmarkt, 
nach Multilateralität und Nichtdiskriminierung, 
nach Überwindung autarker und nationalistischer 
Tendenzen imd nach Beseitigung von Wettbe- 
werbsverfälschungen jeder Art, Im Zuge dieser 
Entwicklung zeigt sich immer deutlicher, daß heute 
die Außenhandelspolitik viel stärker als früher mit 
der gesamten Wirtschaftspolitik verflochten ist. 
Alle bisherigen Erfolge und weiteren Ansätze einer 
multilateralen wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
haben nur aus einer gemeinsamen wirtschaftlichen 
Zielsetzung heraus erreicht werden können. Die 
(B) Konvertibilität schließlich als das Endziel aller die- 
ser Bemühungen zwingt die innere und äußere 
Wirtschaftspolitik zur Parallelität und zur Einheit, 
d. h. zu einer Wirtschafts- und Handelspolitik aus 
einem Guß. Darüber hinaus machen es die weit- 
gehenden Anstrengungen einer europäischen Inte- 
gration mit dem Ziel des gemeinsamen Marktes 
deutlich, daß dieser schon in seinen Anfängen mit 
der engeren Verflechtung der Volkswirtschaften 
der Mitgliedsländer den Charakter eines Binnen- 
marktes annimmt, der sich nationalstaatlicher Ein- 
flußnahme automatisch immer mehr entzieht. 

Die aus der marktwirtschaftlichen Konzeption 
der Wirtschaftspolitik erwachsene freiheitliche 
Außenhandelspolitik hat in den vergangenen Jah- 
ren seit der Währungsreform ganz entscheidend 
zum Wiederaufbau und zur Festigung unserer 
außenwirtschaftlichen Position beigetragen. Sie ist 
gleichzeitig die Voraussetzung für eine umfas- 
sende Integrationspolitik: und für die fortschrei- 
tende Wiederherstellung eines freizügigen welt- 
wirtschaftlichen Systems gewesen. 

In dem gleichen Maße ist der Außenhandel zu 
einem starken Eckpfeiler der deutschen Wirt- 
schaftspolitik geworden. Damit hat sich auch in der 
tatsächlichen Entwicklung immer stärker die not- 
wendige Einheit der Wirtschafts- und Außenhan- 
delspolitik bestätigt. Die Einheit der Wirtschafts- 
und Handelspolitik, die inzwischen auch in immer 
mehr Ländern zum verpflichtenden Prinzip erho- 
ben worden ist, muß auch weiterhin die Grund- 
lage für die Gestaltung der Außenhandelsbezie- 
hungen der Bundesrepublik bleiben. 

Dem Bundesminister für Wirtschaft fällt die 
Aufgabe zu, aus der Gesamtschau der wirtschaft- 


lichen Verflechtungen und der Vielfältigkeit der 
ökonomischen Zus.ammenhänge die außenwirt- 
schaftlichen Fragen in die von ihm vertretene ein- 
heitliche gesamtwirtschaftliche Konzeption einzu- 
ordnen, während es dem Bundesminister des Aus- 
wärtigen zukommt, die außenwirtschaftliche Linie 
mit den politischen Erfordernissen abzustimmen. 
Daß darüber hinaus eine ständige Fühlungnahme 
aller am Außenhandel beteiligten Ressorts erfolgt, 
haben Sie bereits aus den Worten meines Kollegen 
von Brentano entnehmen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler; Ich danke den 
beiden Herren Ministern für die Beantwortung 
der Großen Anfrage. Ich frage, ob in die Beratung 
Gingetreten werden soll. Sie muß von 30 Abgeord- 
neten verlangt werden. — Das ist der Fall; wir 
treten in die Beratung ein. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kalbitzer. 

Kalbitzer (SPD): Meine Damen und Herren! Die 
Ursache unserer heutigen Diskussion ist eine miß- 
verständliche Äußerung des Herrn Bundesaußen- 
ministers zu Beginn seines Amtes, als er davon 
sprach, daß es ein Primat der Außenpolitik über 
den Außenhandel geben müsse. So jedenfalls sind 
seine Äußerungen verstanden worden, und wenn 
ich die bisherige Disskussion richtig verstanden 
habe, hat man von dieser überspitzten Äußerung 
wohl etwas abzurücken. 

Ich möchte nur in wenigen Worten die Meinung 
meiner Parteifreunde hierzu sagen. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß die Federführung des Außen- 
handels beim Auswärtigen Amt liegen muß, ein- 
fach deshalb, weil das Auswärtige Amt das Instru- (D) 
mentarium der Beziehungen zur Außenwirtschaft 
hat und nicht das Bundeswirtschaftsministerium. 
Das ganze Problem liegt in allererster Linie in der 
Koordinierung des Bundeswirtschaftsministeriums 
mit dem Auswärtigen Amt, aber — und das ist 
nicht zu verkennen — auch in der Koordinierung 
mit noch drei weiteren Ministerien, und das ist — 
darüber kann es keinen Zweifel geben — einfach 
technisch nicht ohne Schwierigkeiten zu machen. 
Was das wichtigste Problem anlangt, eben die Ko- 
ordinierung des Auswärtigen Amts mit dem Bun- 
deswirtschaftsministerium, möchten wir, wenn wir 
sagen, daß die Federführung beim Auswärtigen 
Amt liegen müsse, doch auch ganz deutlich darauf 
hinweisen, daß natürlich die wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen für den Außenhandel die bedeutend- 
sten sind und folglich das Bundeswirtschafts- 
ministerium die Richtlinie der Wirtschaftspolitik 
zu bestimmen, also ein gewichtiges Wort mitzure- 
den hat. Ihr Kopfnicken, Herr Außenminister, zeigt 
mir, daß Sie mit mir darin übereinstimmen. Wir 
können die Sache also noch kürzer machen. 

Ich möchte nur noch auf zwei Punkte, von denen 
ich gehört habe, daß sie kontrovers sind, kurz ein- 
gehen. Das eine ist der interministerielle Außen- 
handelsausschuß, bei dem es offenbar vielleicht 
nur bürokratische Reibereien gibt, aber doch Rei- 
bereien der Art, daß man lange Zeit — ich weiß 
nicht, wie es in den letzten Tagen gewesen ist — 
nicht recht wußte, wer eigentlich diesen inter- 
ministeriellen Ausschuß leitet. Ich möchte, daß 
sich die Regierung zu diesem Punkte eindeutig 
bekennt und daß es nicht unnütze Rivalitäten in- 
nerhalb der Bürokratie gibt; denn das tut der 
Sache nicht gut. 
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fA) 

^ * Zum Schluß möchte ich noch bemerken, daß, 
soviel man sehen kann — auf einer Auslandsreise 
bin ich darauf wiederholt gestoßen — , der Weg 
von dem wirtschaftspolitischen Sachbearbeiter in 
einer Auslandsvertretung, sei es Konsulat, sei es 
Botschaft, bis zum Wirtschaftsministerium unge- 
wöhnlich lang ist. Ich möchte die Regierung darum 
bitten, Maßnahmen rein organisatorischer Art zu 
ergreifen, daß dieser Weg abgekürzt wird. Bisher 
— soweit ich informiert war, und so war es bis 
vor kurzem bestimmt — war es so, daß der be- 
treffende Beamte der Botschaft, der die Wirt- 
schaftsfragen zu bearbeiten hatte, seine Berichte 
seinem Vorgesetzten, dem Botschafter oder Gene- 
ralkonsul, zu übergeben hatte, der darin mehr 
oder weniger sachverständig herumkorrigieren 
konnte. Es war mehr eine menschliche Frage, ob 
er es tat oder bleiben ließ. Dann ging es zum. Aus- 
wärtigen Amt, dort kam es bis zur Wirtschafts- 
abteilung, und dort — das war mein Eindruck — 
schien es außerordentlich zufällig zu sein, ob es 
auch den Sprung in die Handelspolitische Abtei- 
lung des Bundeswirtschaftsministeriums hinüber 
tat. Dieser Sprung muß also gesichert sein. Ich 
wäre dankbar, wenn die Regierung mir zusichern 
könnte, daß die bisherigen bürokratischen 
Schwierigkeiten in diesem Punkt überwunden 
werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D, Dr. Gerstenmaler: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Margulies. 

Margulies (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, wir dürfen den Ministern 
der Bundesregierung dankbar sein, daß sie durch 
^ ^ ihre heutigen Erklärungen ein ganz anderes Bild 
von der Sachlage gegeben haben, als sie sich bisher 
darstellte. Ich hoffe auch, daß mir der Herr Außen- 
minister nicht nachtragen wird, daß ich ihn vor 
seiner Amtsübernahme falsch beurteilt habe. Da- 
mit bin ich ja nicht allein hier im Hause. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Wir sind doch alle froh darüber, daß er sich so 
zum Außenminister entwickelt hat. Man muß die 
Reden von Mitte dieses Jahres kennen, die ganze 
Fülle der Halbwahrheiten und der uniDewiesenen 
Behauptungen, die da in Reden und schriftlichen 
Darstellungen in die Welt gesetzt worden sind, 
gegen die dann Herr Professor Erhard in der 
„Frankfurter Allgemeinen“ und auch in einer 
Rede, ich glaube, in Hamburg, zu Felde gezogen 
ist, um den ganzen Unterschied zu ermessen zwi- 
schen der damaligen Situation und der heutigen 
Auffassung und Darstellung. 

So hoffen wir, daß wir mit unserer Großen An- 
frage beigetragen haben, daß der Konflikt besei- 
tigt wurde und daß jetzt doch im wesentlichen 
Übereinstimmung darüber herrscht, daß Außen- 
handel vorwiegend nach wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten betrieben werden muß und daß dann auch 
die wirtschaftlich betonten Ministerien den ent- 
sprechenden Einfluß auf diese Dinge haben 
müssen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Das Wort hat 

der Abgeordnete Dr. Serres. 

Dr. Serres (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Üamen und Herren! Nach den Ausführungen mei- 


ner Herren Vorredner und vor allen Dingen nach (C) 
den Ausführungen der beteiligten Herren Minister 
kann ich mich namens meiner politischen Freunde 
recht kurz fassen. Wir begrüßen es, daß es zu einer 
Verständigung und Abstimmung unter den betei- 
ligten Ressorts, insbesondere zwischen dem Aus- 
wärtigen Amt und dem Bundeswirtschaftsministe- 
rium, gekommen ist. Das findet einen sinnfälligen 
Ausdruck schon darin, daß die beiden Herren 
Minister heute offensichtlich auch ihre Erklärun- 
gen miteinander abgestimmt haben. Ich persönlich 
war schon, als mir die Große Anfrage der FDP 
bekannt wurde, der Meinung, daß die Spannun- 
gen zwischen den beiden Häusern gar nicht so we- 
sentlicher Natur waren; schließlich arbeiten wir 
inzwischen schon seit sechs Jahren mit beiden Res- 
sorts in handelspolitischen Angelegenheiten zu- 
sammen, und ich habe eigentlich zu keiner Zeit 
den Eindruck gehabt,' daß etwa ein latenter Klein- 
krieg zwischen beiden Ressorts bestanden hätte. 

Es mag sein, daß die Koordinierung hin und wie- 
der etwas zu wünschen übriggelassen hat. Das ist 
vor allen Dingen in der 1. Legislaturperiode der 
Fall gewesen, als die Außenhandelsabteilung des 
Auswärtigen Amts noch nicht bestand. Wir haben 
es daher wohl alle begrüßt, als das Bundeskabinett 
seinerzeit auf Grund seiner Organisationsgewalt 
beschloß, nach bewährtem Vorbild aus vergangenen 
Zeiten eine Außenhandelsabteilung einzurichten. 

Ich glaube, daß diese Abteilung in den vergangenen 
Jahren segensreich gewirkt hat. Wir alle können 
es schon daran feststellen, daß unser Außenhan- 
del immerhin eine in jeder Hinsicht höchst erfreu- 
liche Entwicklung genommen hat. 

Ich will damit jedoch nicht den Wert der Großen 
Anfrage unseres verehrten Herrn Kollegen Mar- 
gulies verkleinern. Ich bin der Meinung, daß es (U) 
nützlich war, hier zu einer klärenden Aussprache 
über die vielfach auch in Kreisen der Wirtschaft 
bestehende Auffassung zu kommen, daß erhebliche 
Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit zwischen 
den Ressorts bestünden. Insofern begrüße ich diese 
Debatte. 

Ich kann namens meiner politischen Freunde nur 
erklären, daß wir uns in völliger Übereinstim- 
mung mit den Ausführungen der beiden Herren 
Minister befinden und in der Zukunft eine noch 
bessere Zusammenarbeit auf handelspolitischem 
Gebiet erwarten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere Wort- 
meldungen liegen nicht vor. Damit ist die Große 
Anfrage erledigt. 

Ich rufe nun auf den Punkt 1 der gedruckt vor 
Ihnen liegenden Tagesordnung: 

Zweite Beratung des von der Fraktion der 
SPD ^ eingebrach ten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifgesetzes (Druck- 
sache 1672); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (23. Ausschuß) (Druck- 
sache 1939). 

(Erste Beratung: 106. und 107. Sitzung.) 

Wird das Wort zur mündlichen Berichterstat- 
tung gewünscht? — Das Wort hat als Bericht- 
erstatter der Abgeordnete Margulies. 

Margulies (FDP), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Der Initiativge- 
setzentwurf der SPD auf Drucksache 1672, der da- 



6496 


2. Deutscher Bundestag — 122. Sitzung, Bonn, Donnerstag, den 12. Januar 1956 


(Margulies) 

(A) hin geht, den Herrn Bundeswirtschaftsminister zu 
ermächtigen, aus konjunkturpolitischen Gründen 
Zollsätze durch Rechtsverordnung zu ermäßigen 
oder aufzuheben und innerhalb von 14 Tagen die 
Zustimmung des Bundestages einzuholen, wurde 
am 20. Oktober vergangenen Jahres dem Ausschuß 
für Außenhandelsfragen — federführend — und 
den Aussc±iüssen für Wirtschaftspolitik und für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Mit- 
beratung überwiesen. In den Beratungen ist es ein 
wenig durcheinandergegangen. Aber ich hoffe den 
Knoten als Beriditerstatter entwirren zu können. 

Im Wirtschaftsausschuß haben die Antragsteller 
den Entwurf insbesondere mit dem Argument be- 
gründet, Zollsenkungsverordnungen sollten allein 
von dem für die Konjunkturpolitik verantwort- 
lichen Minister, also dem Herrn Bundeswirtschafts- 
minister, vertreten werden; das Verfahren inner- 
halb der Bundesregierung sei zu langwierig, um 
wirksamen Einfluß auf die Konjunktur ausüben 
zu können. Ein Antrag, anstatt des Herrn Bundes- 
wirtschaftsministers die Bundesregierung zu er- 
mächtigen, wurde im Wirtschaftsausschuß abge- 
lehnt. Im Ernährungsausschuß schlug dagegen die 
Sprecherin der Antragsteller als Kompromiß vor, 
die Ermächtigung der Bundesregierung und nicht 
dem Herrn Bundeswirtschaftsminister zu erteilen. 
Im Außenhandelsausschuß setzte sich der Herr 
Bundeswirtschaftsminister warm für den Entwurf 
ein, bat aber selbst darum, nicht ihm, sondern der 
Bundesregierung die beantragte Ermächtigung zu 
geben. Dem stimmten die Antragsteller im Außen- 
handelsausschuß zu, so daß ich den Stand der 
Dinge richtig darzustellen hoffe, wenn ich sage, 
daß es sich jetzt entgegen dem Beschluß des Wirt- 
schaftsausschusses darum handelte, ob die bean- 
fragte Ermächtigung der Bundesregierung erteilt 
' ^ werden sollte. 

Ergänzend darf ich hinzufügen, daß der Wirt- 
schaftsausschuß beschlossen hatte, in den Entwurf 
im § 4a in der dritten Zeile hinter dem Wort 
„Rechtsverordnung“ einzufügen „mit zeitlicher Be- 
grenzung“, um den konjunkturpolitischen Charak- 
ter der Maßnahme stärker zu betonen, und daß 
er die Frist zur Einholung der Zustimmung des 
Bundestages auf eine Woche verkürzen wollte. 

Außerdem sollte § 3 des Entwurfs die Fassung 
erhalten: 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

Mit diesen Änderungen stimmte der Wirtschafts- 
ausschuß dem Entwurf — ich betone nochmals: 
einer Ermächtigung des Bundeswirtschaftsmini- 
sters — mit Mehrheit zu. 

Der Ernährungsausschuß lehnte hingegen die Er- 
mächtigung nicht nur für den Herrn Bundeswirt- 
schaftsminister, sondern auch für die Bundesregie- 
rung ab unter Hinweis auf den zur Beschleunigung 
des Verfahrens der Geschäftsordnung des Bundes- 
tages hinzugefügten § 96a und auf ein Gutachten 
des Rechtsausschusses des 1. Bundestages, nach 
welchem gegen die Einfügung eines derartigen Er- 
mächtigungsparagraphen verfassungsrechtliche Be- 
denken bestehen. 

Im Außenhandelsausschuß wurden die verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken durch einen Sprecher 
des Bundes justizministeriums vorgetragen und die 
Rechtsgutachten — ein Mehrheits- und ein Min- 
derheitsgutachten — des Rechtsausschusses des 
1. Bundestages beigezogen. Wenn ich die Rechts- 


fragen richtig verstanden habe, kann das Paria- 
ment danach zwar die Bundesregierung ermächti- 
gen, Rechtsverordnungen zu erlassen, aber nicht 
mehr bestimmen, was die Bundesregierung mit einer 
solchen Ermäc±itigung macht, also auch nicht der 
Bundesregierung vorschreiben, nach Erlaß einer 
solchen Rechts Verordnung die Zustimmung des 
Bundestages einzuholen oder aber die Rechtsver- 
ordnung durch einen Beschluß des Bundestages 
wieder aufzuheben. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hielt diese 
Rechtsauffassung zwar nicht für zwingend, aber 
der Außenhandelsausschuß trug den verfassungs- 
rechtlichen Bedenken doch Rechnung. 

In der Beratung im Außenhandelsausschuß über 
den Antrag, nunmehr die Bundesregierung zu er- 
mächtigen usw., wurde vor allem geltend gemacht, 
die Praxis habe bewiesen, daß der § 96a der Ge- 
schäftsordnung des Bundestages eine sehr eilige 
Behandlung von Zollvorlagen ermögliche; die kon- 
junkturpolitische Zollsenkung, die wir hier im 
Hause vor Weihnachten eilig verabschiedet haben, 
sei aber nicht gerade ein Musterbeispiel dafür, daß 
die Regierung von dieser Möglichkeit den ange- 
messenen Gebrauch mache. Diese Zollsenkung, die 
ohne Anhörung der Betroffenen beschlossen wurde 
und eine Reihe von Waren umfaßte, für die vor- 
wiegend das Weihnachtsgeschäft wichtig ist, platzte 
mitten in die Saison hinein und brachte für die 
beteiligten Wirtschaftskreise mehr durch den Zeit- 
punkt als durch den Inhalt erhebliche Verluste. 

Der Außenhandelsausschuß kam also zu der Mei- 
nung, daß die gegebenen Möglichkeiten durchaus 
ausreichen, um eine konjunkturpolitische Beein- 
flussung durch die Bundesregierung zu sichern, 
daß man andererseits die Kontrolle und die Mit- 
bestimmung des Parlaments über die Zölle nicht ^ ^ 
aus der Hand geben solle, und bittet daher das 
Haus, den Gesetzentwurf alDzulehnen.' 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D* Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter und eröffne die Beratung 
in zweiter Lesung. Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Kalbitzer. 

Kalbitzer (SPD): Meine Damen und Herren! Es 
wäre für midi eine große Freud^ wenn wir diesen 
zweiten Tagesordnungspunkt mit etwa genau so viel 
Freundlichkeit abwickeln könnten wie den vorher- 
gegangenen. Bei jenem handelte es sich ja, offen 
gesagt, nur um ein allgemeines freundliches Ge- 
spräch, mehr um einen Schmus. Hier aber gilt es, 
ernstlich etwas zu entscheiden, was der Bevölke- 
rung zum Nutzen oder zum Nachteil gereicht. Ich 
bitte also, meiner Argumentation doch noch eine 
gewisse Aufmerksamkeit zu schenken, im Gegen- 
satz zum Herrn Bundeswirtschaftsminister, der 
zwar bei der Beratung des ersten Tagesordnungs- 
punktes, als es unverbindlich war, anwesend war, 
jetzt aber, wo es um seine Befugnisse, um seine 
Person also geht, vorzeitig das Feld geräumt hat. 

(Hört! Hört! und Heiterkeit.) 

Nun zu dem Antrag selbst! Was beabsichtigen 
wir mit dem Antrag, dem Bundeswirtschaftsmini- 
ster eine Vollmacht für Zollsenkungen zu geben? 

Wir beabsichtigen weder — das ist selbstverständ- 
lich — , uns dem Bundeswirtschaftsminister emp- 
fehlend in Erinnerung zu bringen, noch haben wir 
etwa die Absicht, ihn dadurch in Verlegenheit zu 
bringen, daß ihn möglicherweise seine eigene Par- 
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(A) tei in der Abstimmung, die kommen wird, zu des- 
avouieren beabsichtigt Sie wissen, daß Herr Pro- 
fessor Erhard sich für den vorliegenden Antrag 
mit Nachdruck einsetzt und sich aus seinem Amt 
heraus, um seiner Aufgabe willen dafür einsetzen 
muß, und zwar einfach deswegen, weil er, wie er 
ja zum vorigen Punkt der Tagesordnimg gesagt 
hat, für die Konjunkturpolitik verantwortlich ist. 

Wir sind in diesem Punkte durchaus optimi- 
stisch. Wir haben eine Situation der Hochkonjunk- 
tur. Wir glauben, sie kann erhalten werden und sie 
muß erhalten werden. Aber sie wird sich nicht von 
selber erhalten. Man muß dazu aktiv sein und muß 
zugimsten der Konjunktur auch etwas zu unter- 
nehmen bereit sein. 

Als wir vor fünf Jahren einer Regelung der 
Zollsenkung zustimmten, die bis heute noch in 
Kraft ist — daß nämlich die Verordmmgen vom 
Parlament zu beschließen sind — , hatten wir die 
Erfahrungen noch vor uns, die wir inzwischen 
machen mußten. Diese Erfahrungen bestehen lei- 
der darin, daß das Parlament oder einzelne Grup- 
pen im Parlament durchaus kleinlich und durchaus 
retardierend in der Tendenz sind, eine auch noch 
so berechtigte Zollsenkung vorzunehmen. Dies 
wird möglichst zu verhindern versucht, oder, wenn 
das nicht geht, wird versucht, die Zollsenkung so 
lange wie möglich aufzuhalten. 

Wir haben damals geglaubt, das Parlament 
würde in dieser Frage im Interesse der Gesamt- 
bevölkerung, im Interesse der Konsumenten groß- 
zügiger und schneller handeln. Wir sind in diesem 
Punkte enttäuscht worden. Wir haben in der Tat 
feststellen müssen, daß das Parlament so von 
Interessentengruppen durchsetzt ist, daß die Aktivi- 
tät in dieser Frage der Zollpolitik zeitweise absolut 
gelähmt war. Nur aus dieser negativen Erfahrung 
heraus sind wir bereit, die Vollmachten jetzt dem 
Bundeswirtschaftsminister in der Hoffnung zu 
übertragen, daß er die Interessen des Ganzen über 
die Einzelinteressen stellen wird. 

Um den Antrag, wie er Ihnen vorliegt — es ist 
die Drucksache 1672 — , in Übereinstimmung mit 
den Vorschlägen des Wirtschaftspolitischen Aus- 
schusses zu bringen, erlaube ich mir. Ihnen einen 
Änderungsantrag vorzulegen und dem Herrn Prä- 
sidenten ZU überreichen, wonach der § 4 a durch 
folgende Formulierung ersetzt wird: 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann aus 
wirtschaftlichen Gründen Zollsätze durch 
Rechtsverordnung mit zeitlicher Begrenzung 
ermäßigen oder aufheben. Bundesrat und Bun- 
destag sind binnen einer Woche in Kenntnis 
zu setzen. Auf Verlangen des Bundestages ist 
die Rechtsverordnung aufzuheben. 

In Art. 3 wird ergänzt: 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

Diesem Antrag hat der Wirtschaftspolitische 
Ausschuß mit der immerhin beachtlichen Mehrheit 
von 16 gegen 3 Stimmen zugestimmt, darunter 
auch ein wesentlicher Teil der Regierungskoalition. 
Mit den Ergänzungen macht der Antrag völlig 
klar und schirmt so gegen Mißverständnisse ab, 
daß es sich hier um Zollsenkungen aus konjunk- 
turpolitischen Gründen handelt, die aus diesem 
Grunde a priori zeitlich zu begrenzen sind, und 
daß das Parlament wirklich umgehend von solchen 
Verordnungen in Kenntnis gesetzt wird. Deshalb 


haben wir den ursprünglichen Vorschlag, dies in- ^ 
nerhalb von 14 Tagen zu tun, geändert. Wir wün- 
schen, daß dabei expreß gehandelt wird und die 
Mitteilung innerhalb einer Woche erfolgt. Um eben 
schnell zum Ziele zu kommen, beantragen wir 
auch, daß dieses Gesetz, nachdem es verabschiedet 
ist, sofort, also am Tage nach seiner Verkündung, 
in Kraft tritt. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, die Be- 
denken, wie sie im Agrar- und wie sie im Außen- 
handelsausschuß vorgetragen worden sind und 
die ich als kleinliche Bedenken bezeichnen muß, 
zurückzustellen hinter der großen Idee der Kon- 
junkturpolitik, wie sie der Wirtschaftspolitische 
Ausschuß mit überwältigender Mehrheit aner- 
kannt hat, und unserem Antrag mit den erklärten 
Änderungen Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Serres. 

Dr. Serres (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens meiner politischen 
Freunde darf ich Sie bitten, dem Ausschußantrag 
zuzustimmen und damit den Änderungsantrag der 
sozialdemokratischen Fraktion abzulehnen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ich darf zunächst zu den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Kalbitzer grundsätzlich bemerken, 
ich hatte in den vergangenen Jahren nicht den 
Eindruck, daß die Regierungskoalition die Absicht 
gehabt hat, Zollvorlagen der Regierung zur Ableh- 
nung zu bringen. Ich darf Sie daran erinnern, Herr 
Kollege Kalbitzer, daß wir in Hunderten von Fäl- 
len Zollvorlagen der Regierung, d. h. Verordnun- 
gen nach § 4 des Zolltarifgesetzes verabschiedet 
haben, wobei wir Änderungsmöglichkeiten prak- 
tisch überhaupt nicht hatten. Sie wissen, nach dem 
Verfahren des § 4 des Zolltarifgesetzes kann eine 
Verordnung grundsätzlich nur als Ganzes ange- 
nommen oder abgelehnt werden, so daß die Stel- 
lung der Regierung ohnehin verhältnismäßig sehr 
stark ist. Wenn wir Änderungswünsche vorgetra- 
gen haben, dann sind es Wünsche an die Regierung 
gewesen, und die Verordnung konnte nur dann 
in Kraft treten, wenn auch die Regierung sich diese 
Änderungswünsche des Parlaments zu eigen ge- 
macht hat. Ich kann daher Ihrer Argumentation 
nicht folgen, es sei denn, daß Sie vielleicht sehr 
weitgehende Zollsenkungsvorschläge von Ihrer 
Fraktion aus gemacht haben, die wir ab gelehnt 
haben. Aber darum geht die Diskussion ja nicht. 

Wir haben uns schon in den Jahren 1950 und 
1951, d. h. während der ersten Legislaturperiode, 
mit dieser Frage befaßt, ob es zweckmäßig ist, zur 
vorübergehenden Senkung oder Aufhebung von 
Zollsätzen der Bundesregierung eine Ermächti- 
gung zu geben. Herr Kollege Kalbitzer hat schon 
dahingehend Ausführungen gemacht, daß wir 
seinerzeit — in Übereinstimmung übrigens auch 
mit Ihrer Fraktion, Herr Kollege Kalbitzer — zu 
dem Ergebnis gekommen sind, diese Ermächtigung 
der Bundesregierung damals nicht zu geben. Wir 
haben deswegen nach vielem Mühen — das darf 
ich ausdrücklich bemerken — den § 4 des Zoll- 
tarifgesetzes eingebaut, womit wir eine ver- 
fassungsrechtliche Besonderheit geschaffen haben, 
indem wir die Verordnungen der Bundesregierung 
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(A) zur Senkung oder Aufhebung von Zollsätzen der 
Zustimmung des Parlaments unterworfen haben. 

Ich darf daran erinnern, daß diese Frage zu- 
nächst einmal verfassungsrechtliche Bedenken auf- 
geworfen hat, daß diese Bedenken aber schließlich 
zurückgestellt worden sind auf Grund eines Mehr- 
heitsbeschlusses des Rechtsausschusses des 1. Bun- 
destages, der dieses Verfahren des § 4 des Zoll- 
tarifgesetzes ausdrücklich für verfassungsrechtlich 
zulässig erklärt hat. Ich muß immerhin feststellen, 
daß wir mit diesem Instrument des § 4 nunmehr 
jahrelang Zollpolitik betrieben haben, und zwar, 
wie ich glaube, erfolgreich. 

Trotzdem will ich nicht verkennen, daß sich im 
Laufe der Zeit die Notwendigkeit ergeben hat, eine 
Beschleunigung des Verfahrens herbeizuführen, 
und zwar dann, wenn aus konjunkturpolitischen 
Gründen Zollsenkungen kurzfristig erforderlich 
erschienen. Zu diesem Zweck haben wir — im ver- 
gangenen Sommer ist es wohl gewesen — Über- 
legungen angestellt, wie man zu einer Beschleuni- 
gung in bestimmten, dringlichen Fällen beitragen 
könne. Damals haben, auch unter gelegentlicher 
Hinzuziehung von Sachverständigen dieses Hauses, 
Besprechungen zwischen den beteiligten Ressorts, 
insbesondere also zwischen dem Bundeswirtschafts- 
ministerium, dem Bundesfinanzministerium und 
dem Ernährungsministerium, stattgefunden, die zu 
dem Ergebnis geführt haben, daß wir einen § 96 a 
in die Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages eingeführt haben, wonach, wenn die Bundes- 
regierung eine solche Zollvorlage nach § 4 des Zoll- 
tarifgesetzes als dringlich bezeichnet, diese Vor- 
lage nicht im Parlament einzubringen ist, sondern 
durch den Herrn Präsidenten unmittelbar dem zu- 

(B) ’ ständigen Ausschuß zu überweisen ist. Der Aus- 

schuß hat die Pflicht, binnen 14 Tagen diese Ver- 
ordnung zu verabschieden; sie wird dann auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung des Bundes- 
tages gesetzt. Meine politischen Freunde sind der 
Meinung, daß damit den Wünschen nach Beschleu- 
nigung in weitgehendem Maße Rechnung getragen 
ist und daß es darüber hinaus einer Zollermächti- 
gung an die Bundesregierung nicht bedarf. 

In diesem Zusammenhang darf ich noch erwäh- 
nen, daß sowohl vom Rechtsausschuß des 1. Deut- 
schen Bundestages als auch neuerlich wieder vom 
Bundesjustizministerium Bedenken gegen die ver- 
fassungsrechtliche Zulässigkeit des in dem Antrag 
der sozialdemokratischen Fraktion vorgeschlagenen 
Verfahrens geäußert worden sind, und zwar inso- 
fern, als die Vorlage der sozialdemokratischen 
Fraktion nach der Drucksache 1672 vorsieht, daß 
Bundesrat und Bundestag binnen 14 Tagen von 
dem Erlaß der Verordnung auf Grund der Ermäch- 
tigung in Kenntnis zu setzen sind und daß auf 
Verlangen des Bundestages die Rechtsverordnung 
aufzuheben ist. Das Bundesjustizministerium ver- 
tritt in Übereinstimmung mit dem damaligen Gut- 
achten des Rechtsausschusses den Standpunkt, daß 
hier verfassungsrechtliche Bedenken bestehen 
könnten. Ich darf auch hierauf in diesem Zusam- 
menhang aufmerksam machen. 

Schließlich darf ich noch bemerken, daß nach 
meinen persönlichen Eindrücken das Bundeskabi- 
nett zumindest in seiner Mehrheit gar keinen 
Wert auf diese Zollermächtigungen legt. Ich wäre 
dankbar, wenn der Herr Bundesfinanzminister 
hierzu eine kurze Erklärung abgeben könnte. Ich 
habe den Eindruck, daß das Bundeskabinett mit 
dem neuen Verfahren, das wir in Übereinstimmung 


mit den beteiligten Ressorts gefunden haben, (Q 
durchaus zufrieden ist. Man sollte zunächst ein- 
mal Erfahrungen mit diesem neuen Beschleuni- 
gungsverfahren sammeln. Ich glaube, daß dann zu 
aller Zufriedenheit gearbeitet werden könnte. 

Zusammenfassend darf ich namens meiner poli- 
tischen Freunde nochmals erklären, daß wir uns 
dem Ausschußantrag, d. h. dem Antrag des feder- 
führenden Ausschusses, des Ausschusses für Außen- 
handelsfragen, anschließen und den von der Frak- 
tion der SPD eingebrachten Gesetzentwurf Druck- 
sache 1672 ablehnen. Ebenso lehne ich namens 
meiner politischen Freunde den Änderungsantrag 
der sozialdemokratischen Fraktion ab. 

(Beifall in der Mitte.) 

Prösident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Bundesminister der Finanzen. 

Schaffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf auf 
die an mich gerichtete Anfrage kurz Antwort ge- 
ben. Es ist nicht richtig, daß das Kabinett als sol- 
ches sich mit dieser Frage und mit dem Antrag 
Drucksache 1672 überhaupt beschäftigt hat. Das 
hatte zwei Gründe. Es hatte erstens den Grund, 
daß das Kabinett nicht den Eindruck erwecken 
wollte, als gebe es auf Grund dieses Antrages eine 
Zuständigkeitsfrage unter den Ministerien. Es 
hatte zweitens den Grund ■ — das ist das Entschei- 
dende, und ich kann das erklären, nachdem ich in 
den letzten Tagen und Stunden mit den beiden 
anderen beteiligten Ressorts, dem Ernährungsmini- 
sterium und dem Wirtschaftsministerium, gespro- 
chen habe — : Die sämtlichen drei beteiligten Res- 
sorts, Bundesfinanzministerium, Bundeswirtschafts- 
ministerium und Bundesernährungsministerium, 
möchten anerkennen, daß die Handhabung des 
neuen § 96a der Geschäftsordnung alle Bedürfnisse 
hinsichtlich einer raschen Erledigung von Zoll- 
senkungs- und Zolländerungswünschen bisher be- 
friedigt hat und daß deswegen ein Anlaß zu einer 
Änderung d<^s gesetzlichen Zustandes von heutf^ 
nicht besteht. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Kalbitzer. 

Kaibitzer (SPD): Meine Damen und Herren! Es 
ist zuzugeben, daß der eingeführte § 96a der Ge- 
schäftsordnung hinsichtlich der Zollsenkung be- 
reits eine gewisse Beschleunigung gebracht hat. 
Wir anerkennen das. Wir sagen nur, es reicht nicht 
aus. Das sagen wir gemeinsam mit dem Herrn 
Bundeswirtschaftsminister. Ich habe jedenfalls im 
Ausschuß mit eigenen Ohren gehört, daß der Herr 
Bundeswirtschaftsminister nach wie vor auf die- 
sen Antrag den allergrößten Wert legt. Daß der 
Herr Bundesfinanzminister „Scheffler“ sich auch 
diese Gelegenheit nicht entgehen lassen wird, 

(Heiterkeit links) 

möglichst hohe Zolleinnahmen zu haben, 

(Hört! Hört! links) 
das steht außer Zweifel. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen- 
blick, Herr Abgeordneter! — Ich nehme an, daß 
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(A) Sie sich versprochen haben. Der Herr Bundes- 
finanzminister heißt Schaffer, nicht Scheffler! 

(Heiterkeit. — Abg. Schoettle: Aber er 
tut's, Herr Präsident! — Erneute 
Heiterkeit.) 

— Das gilt hier nicht, meine Herren, wir haben 
ja auch ein Protokoll im Parlament. 

Kalbitzer (SPD): Ich entschuldige mich. Aber ich 
danke Ihnen, Herr Präsident, zugleich dafür, daß 
Sie noch einmal die Aufmerksamkeit auf diesen 
Punkt gelenkt haben. 

(Beifall und Heiterkeit.) 

Die verfassungsrechtlichen Bedenken, die hier 
vorgetragen werden, können gegen unseren An- 
trag nicht stärker gebracht werden als gegen die 
bisherige Regelung. In beiden Fällen war es eine 
Verordnung. Insofern muß man also das Ganze 
ablehnen. Oder man kann unserem Antrag genau 
so unbedenklich zustimmen, wie man der bisheri- 
gen Regelung zugestimmt hat. 

Nun möchte ich noch ein Mißverständnis bei 
Herrn Dr. Serres ausräumen. Ich möchte nicht den 
Eindruck hervorrufen, daß ich gesagt hätte, daß 
die gesamte Koalition in dieser Frage kleinlich sei. 
Ich habe von bestimmten Gruppen innerhalb des 
Parlaments gesprochen. Die Koalition in ihrer Ge- 
samtheit ist ja — leider — mehr als eine Gruppe. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich möchte das Plenum des Parlaments bitten, 
gegenüber einzelnen Interessentengruppen hier die 
Oberhand zu behalten imd so zu entscheiden, wie 
der Wirtschaftspolitische Ausschuß entschieden hat. 
.g. Herr Dr. Serres, strafen Sie meine Behauptung 
^ ^ Lügen, indem Sie unserem Antrag zustimmen. In 
diesem Falle wäre ich gerne bereit, mich zu ent- 
schuldigen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmafer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Margulies. 

Margulies (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es entbehrt natürlich nicht einer ge- 
wissen Pikanterie, daß die sozialdemokratische 
Fraktion, die sich doch hier im Hause sehr häufig 
zum Sprecher der Rechte des Parlaments gemacht 
hat, in diesem Falle die Entscheidung über ein so 
wichtiges Gebiet wie die Zölle in die Hände der 
Bundesregierung legen will. 

(Abg. Amholz: Mit Vorbehalt!) 

Es verstärkt diese Pikanterie, daß dieser Vertrau- 
ensbeweis in die Bundesregierung von der Oppo- 
sition kommt. 

(Abg. Schoettle: Das ist eine Fehlinter- 
pretation, Herr Margulies! Wir möchten, 
daß einmal gepfiffen und nicht immer nur 
der Mund gespitzt wird!) 

— Aber Herr Schoettle, da darf ich Sie doch daran 
erinnern, daß wir gerade in den Zollfragen sehr 
häufig gepfiffen haben 

(Abg. Schoettle: Aber wie!) 

und daß auch das, was Herr Kalbitzer eben aus- 
geführt hat, nicht ganz richtig ist und wir uns 
jedenfalls immer als stärker als die gewissen von 
ihm angesprochenen Gruppen erwiesen haben. 

(Zuruf von der SPD: Nicht immer!) 


— O ja, sehen Sie einmal die Protokolle durch. Wir 
haben uns bisher noch in jedem Falle als stärker 
erwiesen und haben uns bei solchen Gelegenheiten 
in diesem Hause quer durch alle Fraktionen ver- 
bündet, um das durchzusetzen, was wir für richtig 
hielten. 

Ich bitte doch auch einmal die praktischen Fol- 
gen zu bedenken. Sie' haben mir eben richtig ent- 
gegengehalten: „Mit Vorbehalt“. Aber wie soll 
denn das praktisch vor sich gehen? Nach dem jetzt 
vorliegenden Änderungsantrag würde der Herr 
Bundeswirtschaftsminister das Recht haben, ohne 
seine Kabinettskollegen zu verständigen, Zollsätze 
zu senken, und wir müßten dann innerhalb von 
14 Tagen — oder nach Ihrer Veränderung inner- 
halb von acht Tagen — darüber entscheiden, 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

ob das so bestehenbleiben soll oder nicht. Das 
würde doch bedeuten, daß Bechtsverordnungen zu- 
nächst einmal in Kraft getreten sind, daß sie Recht 
geworden sind, daß sie in der Praxis angewendet 
werden und daß dann vielleicht nach 14 Tagen der 
Bundestag diese Entscheidung nicht zu akzeptie- 
ren vermag und die Sache nach ganz kurzer Frist 
wieder rückgängig macht. Mit solchen Methoden 
kann die Wirtschaft unmöglich arbeiten. Wir halten 
auch nichts davon, daß Zolländerungen, die über- 
haupt kein Mittel einer kurzfristigen Politik sein 
sollten, ohne gründliche vorherige Abstimmung 
aller Beteiligten sozusagen par ordre de Mufti vor- 
genommen werden. Deshalb bitten wir Sie, den 
Antrag der SPD und auch den Änderungsantrag 
abzulehnen. 

(Beifall bei der FDP und in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere Wort- 
meldungen liegen nicht vor. 

Ich komme zur Abstimmung. Ich lasse zunächst 
abstimmen über den Änderungsantrag der SPD, 
den der Herr Kollege Kalbitzer verlesen hat. Wir 
können ihn in der Eile nicht vervielfältigen lassen. 
Aber ich nehme an, daß ich ihn auch nicht vorzu- 
lesen brauche. Er ist ja ausführlich vorgetragen 
und begründet worden. 

Also ich lasse zunächst über den Änderungs- 
antrag der SPD zu § 4 a abstimmen. Es liegt dann 
noch ein zweiter Änderimgsantrag der SPD — zu 
Art. 3 — vor. 

Zunächst Änderungsantrag der SPD zu § 4 a 
Art. 1 der Drucksache 1672. Wer diesem Antrag 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Das zweite ist die Mehrheit; der 
Änderungsantrag zu § 4 'a ist abgelehnt. 

Ich lasse nun über den Art. 1 des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 1672 abstimmen. Wer diesem Art. 1 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Der Art. 1 ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Art. 2. Wer 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Ebenfalls abgelehnt. 

Ja, mm, meine Damen imd Herren, es ist natür- 
lich sinnlos — — Herr Abgeordneter Kalbitzer, 
wollen Sie nicht zurückziehen? Der Änderungs- 
antrag zu Art. 3 hat jetzt natürlich keinen Zweck 
mehr. — Meine Damen und Herren, ich muß der 
Form halber noch abstimmen lassen über Art. 3, 
Einleitung und Überschrift. Wer zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
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(A) — Damit ist das Gesetz in allen Artikeln abge- 
lehnt, also der ganze Entwurf hinfällig. 

Meine Damen und Herren, ich komme zu Punkt 
2 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Aufhebung des Zuckersteuergesetzes 
(Drucksache 578); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksachen 1947, zu 1947). 

(Erste Beratung: 39. Sitzung.) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Con- 
ring. Sie wollen zur Tagesordnung sprechen? — 
Bitte sehr. 

Dr. Conring (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wer den Schriftlichen Bericht 
des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen — 
Drucksache zu 1947 — durchgesehen hat oder aus 
sonstigen Gründen über den unter Ziffer 2 der 
Tagesordnung heute zur Verhandlung stehenden 
Punkt sachlich unterrichtet ist, wird sicher zu der 
Überzeugung kommen, daß die Debatte über die- 
sen Tagesordnungspunkt recht ausgiebig sein wird. 
Auf der anderen Seite ist uns allen ja bekannt, 
daß die Bundesregierung seit einer Reihe von 
Wochen eine Vorlage in Aussicht gestellt hat, die 
sich mit demselben Gegenstand beschäftigt und 
darauf hinausläuft, eine erhebliche Senkung der 
Zuckersteuer herbeizuführen. Wer die Tageszei- 
tungen heute morgen gelesen hat, wird wissen, daß 
diese Angelegenheit inzwischen zu einem Kabinett- 
beschluß geführt hat, so daß wir uns in ganz kur- 
zer Zeit erneut mit diesem Gegenstand zu be- 

(B) schäftigen haben würden. 

Uns erscheint es nicht ganz sinnvoll, daß wir 
heute in aller Breite über die Zuckersteuer disku- 
tieren und nach ganz kurzer Zeit dasselbe noch 
einmal tun sollen, dann nämlich, wenn uns die 
Regierungsvorlage hier im Plenum zur Beschluß- 
fassung wieder zusammenführt. 

Außerdem ist den Damen und Herren auch wohl 
bekannt, daß noch ein Antrag der FDP vorliegt, 
der ebenfalls die Zuckersteuer betrifft und dann 
auf die Tagesordnung gesetzt werden müßte. 

Wir glauben, daß es mit der Ökonomie unserer 
Zeit und unserer Kraft nicht ganz vereinbar wäre, 
wenn wir demselben Gegenstand in so kurzen Ab- 
ständen zwei ausgiebige Erörterungen im Plenum 
zugestehen wollten. Aus diesen Gründen beantrage 
ich namens meiner Fraktion, diesen Punkt heute 
von der Tagesordnung abzusetzen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Prösident D. Dr. Gerstenmaier: Ich gebe das 
Wort zur Geschäftsordnung der Frau Abgeordne- 
ten Strobel. 

Frau Strobel (SPD): Meine Herren und Damen! 
Wir bitten Sie dringend, den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Conring nicht anzunehmen, son- 
dern den Tagesordnungspunkt 2 abzuwickeln und 
dem Gesetzentwurf der SPD auf völlige Streichung 
der Zuckersteuer zuzustimmen. Dann ist es näm- 
lich nicht notwendig, daß hier noch einmal irgend- 
ein Gesetzentwurf zur Senkung der Zuckersteuer 
behandelt wird; dann erübrigt sich hier die wei- 
tere Debatte. 

(Beifall bei der SPD.) 


(CI 

Damit wäre schon mal die Begründung des Herrn 
Kollegen Conring hinfällig. 

Zum zweiten möchte ich darauf aufmerksam 
machen, daß der Gesetzentwurf der SPD seit dem 
11. Juni 1954, also seit anderthalb Jahren, im Par- 
lament liegt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das Finanzministerium bzw. die Regierungspar- 
teien haben im Aussdiuß für Finanz- und Steuer- 
fragen, wenn sie es gewollt hätten, reichlich Ge- 
legenheit gehabt, Änderungsanträge zu dem Ge- 
setzentwurf der SPD zu stellen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie haben es nicht getan! 

(Zuruf von der SPD: Weil Sie nicht wollen!) 

Sie haben immer wieder darauf aufmerksam ge- 
macht, daß eine Senkung der Zuckersteuer durch 
einen Regierungsentwurf zu erwarten sei. Nach- 
dem dieser Punkt auf die heutige Tagesordnung 
gesetzt worden ist, hat sich gestern die Regierung 
endlich entschlossen, einen solchen Entwurf zu 
verabschieden, der noch dazu der gegebenen Situa- 
tion in keiner Weise Rechnung trägt. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich möchte Sie vor allen Dingen auch darauf auf- 
merksam machen, daß Ihre ganze Kritik an dem 
Steuerwirrwarr, den wir heute haben, dadurch 
unglaubwürdig wird, daß Sie sich jetzt dazu her- 
geben, einem Versuch des Finanzministers, diesen 
Wirrwarr noch zu vergrößern, nachzugeben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Denn wenn die heutigen Zeitungsberichte stim- 
men, dann beantragt die Regierung ja nur eine 
Senkung der Zuckersteuer in dem Bereich des 
direkt verbrauchten Mundzuckers, während sie für 
die Zuckerwarenindustrie, um ciort die Zucker- 
steuersenkung nicht wirksam werden zu lassen, 
gleichzeitig eine Erhöhung der Umsatzsteuer um 
16 DM pro hundert Kilo vornehmen will. Man be- 
zieht sich darauf, daß die Zuckerwarenindustrie ja 
behauptet habe, die geringfügige Zuckersteuer- 
senkung könne an den Verbraucher nicht weiter- 
gegeben werden. Wenn dieses Argument stimmte, 
dann wäre ja Gelegenheit, es dadurch auszuräu- 
men, daß man die Zuckersteuer überhaupt streicht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es stimmt aber nicht einmal. Mir liegt z. B. eine 
Grundsatzerklärung der Schokoladenindustrie vor, 
in der versichert wird, daß man die Schokoladen- 
fabriken auffordem wird, die Zucker Steuersenkung 
voll an den Verbraucher weiterzugeben. Wenn Sie 
dazu auch noch unserem vorliegenden Antrag auf 
Streichung des Kakaozolls zustimmen, dann be- 
steht absolut die Möglichkeit, auch eine fühlbare 
Senkung des Preises dieser Zucker- und Schokola- 
denwaren zu erreichen. 

Wir möchten Sie außerdem noch daran erinnern, 
wie lächerlich es in der Öffentlichkeit bereits ge- 
wirkt hat, daß man den Versuch macht, die beab- 
sichtigte Milchpreiserhöhung durch diese kleine 
Zuckersteuersenkung zu versüßen. Auch der Ver- 
braucher kann rechnen, weiß also ganz genau, daß, 
wenn Sie heute diesen Absetzungsantrag anneh- 
men, um die Streichung der Zuckersteuer zu ver- 
hindern, dann die Versprechungen des Herrn 
Bundeswirtschaftsministers und des Herrn Bundes- 
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finanzministers in Berlin, daß die Regierung durch 
die Streichung bzw. Senkung von Verbrauchsteu- 
ern dem Verbraucher fühlbare Preissenkungen zu- 
kommen lassen werde, ganz einfach eine Irrefüh- 
rung sind. Bitte, beweisen Sie doch, daß das Par- 
lament solche Irreführungen nicht mitmacht; stim- 
men Sie dieser Absetzung nicht zu und nehmen Sie 
mit uns heute das Gesetz über die Streichung der 
Zuckersteuer endlich einmal an! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr Gerstenmaler: Die Debatte zur 

Geschäftsordnung ist geschlossen. Ich lasse abstim- 
men über den Antrag des Abgeordneten Dr. Con- 
ring, den Punkt 2 der Tagesordnung heute abzu- 
setzen. Wer diesem Antrag zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Meine Damen und Herren, die Herren Schriftfüh- 
rer können sich nicht einigen. Der Präsident ist 
neutral. Ich darf bitten, sich zu erheben. Wer für 
den Antrag Conring, also für Absetzung ist, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Gegen- 
probe! — Also, meine Damen und Herren, Ham- 
melsprung, weil wir uns hier nicht einigen können. 

(Zuruf von der SPD.) 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, die Türen zu schließen. 

Die Auszählung beginnt. Ich bitte, die Türen zu 
öffnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

Ich bitte, die Abstimmung zu beschleunigen und 
zu beenden. — Ich bitte, die Türen zu schließen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergeb- 
nis der Auszählung bekannt. Mit Ja, also für den 
Antrag Conring auf Absetzung dieses Tagesord- 
nungspunktes, haben 213 Mitglieder des Hauses 
gestimmt, mit Nein 172; enthalten haben sich zwei. 
Damit ist der Antrag des Abgeordneten Dr. Con- 
ring angenommen, und Punkt 2 der heutigen Ta- 
gesordnung ist abgesetzt. 

Ich rufe auf Punkt 3 a der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuerge- 
setzes (Drucksache 1955). 

(Vizepräsident Dr. Schneider übernimmt den 
Vorsitz.) 

Vizepräsident Dr Schneider: Hier ist interfrak- 
tionell vereinbart, daß dieser Gesetzentwurf in der 
ersten Beratung nicht begründet werden und daß 
auch keine Debatte stattfinden soll. Ich unterstelle 
das Einverständnis des Hauses, oder erhebt sich 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schlage ich vor Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 1955 an den Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen — federführend — sowie an den 
Haushaltsausschuß und den Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten — mitbera- 
tend — . Ich höre keinen Widerspruch; es ist so be- 
schlossen. 

Punkt 3 b: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Karpf, Dr. Franz, Frau Dr. Probst und Ge- 
nossen eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
zes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
(Drucksache 1984). 


Hier soll in gleicher Weise verfahren werden. (Q 
Ich unterstelle das Einverständnis des Hauses. Ich 
schlage vor Überweisung des Gesetzentwurfs an 
den Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen als 
federführenden Ausschuß sowie an den Haushalts- 
ausschuß und den Ausschuß für Sonderfragen des 
Mittelstandes als mitberatende Ausschüsse. — Ich 
höre eben, daß der Mittelstandsausschuß nicht da- 
mit befaßt werden soll. Der Gesetzentwurf soll also 
dem Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen — fe- 
derführend — sowie dem Haushaltsaussdiuß über- 
wiesen werden. — Ich höre keinen Widerspruch; 
dann ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 4 der heutigen Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/ 
BHE, DP eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Zündwarensteuer- 
gesetzes (Drucksache 1699); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19, Ausschuß) 
(Drucksache 1948). 

(Erste Beratung: 106. und 107. Sitzung.) 

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin, Frau 
Abgeordneten Beyer (Frankfurt). 

Frau Beyer (Frankfurt) (SPD), Berichterstatterin: 
Herr Präsident! Meine Herren und Damen! In der 
106. und 107. Sitzung des Deutschen Bundestages 
wurde der Antrag Drucksache 1699, unterschrieben 
von sämtlichen Fraktionen dieses Hauses, einge- 
bracht und dem Ausschuß für Finanz- und Steuer- 
fragen überwiesen, der ihn in seiner Sitzung am 
14. Dezember 1955 behandelte. Zum sachlichen In- 
halt dieses Antrags ist bereits mehrfach Stellung 
genommen, wie auch die Notwendigkeit einer Sen- 
kung der Zündwarensteuer von allen Fraktionen 
anerkannt worden. Ich verweise in diesem Zusam- 
menhang u. a. auf das Protokoll der 82. Sitzung 
vom 25. Mai 1955, Seiten 4530 bis 4536, und be- 
schränke mich darauf, noch einmal herauszustellen, 
daß seit dem Jahre 1923 die Zündwarensteuer 
einen Pfennig für 100 Streichhölzer oder 0,6 Pf für 
eine Schaditel mit 60 Hölzern betrug. Durch den 
Art. III des Gesetzes Nr. 28 des Alliierten Kontroll- 
rats vom 10. Mai 1946 wurde die Steuer auf 10 Pf 
für 100 Hölzer bzw. 4,8 Pf für eine Schachtel 
Streichhölzer festgesetzt, ohne Umsatzsteuer, die 
in den drei Handelsstufen noch einmal 0,9 Pf be- 
trägt, und ohne Monopolgewinn, der 0,4 Pf je 
Schachtel ausmacht, so daß die fiskalische Be- 
lastung für eine Schachtel Streichhölzer bis zum 
heutigen Tage mit insgesamt 6,1 Pf auszuweisen 
ist bei einem Endverbraucherpreis von 10 Pf für 
eine Schachtel Zündhölzer. 

Der Umsatz ist seit dem Jahre 1946 nachweislich 
laufend zurückgegangen. Heute entfallen auf den 
Kopf der Bevölkerung nur noch 3,1 Zündhölzer 
pro Tag, während der Verbrauch vor dem Kriege 
mit 5,6 Stück pro Tag angegeben wurde. 

Der Ausschuß ist auf Grund der Unterlagen zu 
der Überzeugung gekommen, daß dieser Rückgang 
nicht mit dem Hinweis auf Verbrauchswandlungen 
abgetan werden kann, da der Umsatz auch in den 
technisch fortschrittlichsten Ländern als an- 
steigend, zum mindesten als gleichbleibend nach- 
gewiesen wird. Allerdings sind in diesen Ländern 
Streichhölzer steuerlich gar nicht oder nur ganz 
gering belastet. Eine Preissenkung für den Ver- 
braucher ist nach den Darlegungen des Zündwaren- 
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monopols als auch des Finanzministers gemäß der 
Steuersenkung in vollem Umfang sichergestellt. 
Der Preis für eine Schachtel Streichhölzer wird 
nach Inkrafttreten der Steuersenkung mithin am 
1. April 1956 nur noch 5 Pf anstatt heute 10 Pf 
betragen. Damit ist als sicher anzunehmen, daß auch 
der Umsatz wieder ansteigt, wodurch sich die Be- 
schäftigungslage bessern wie auch der Finanzaus- 
fall, verursacht durch die vorgesehene Steuersen- 
kung, verringern wird, zumal da sich der Monopol- 
gewinn entsprechend dem ansteigenden Umsatz er- 
höht. Von einer völligen Streichung der Zünd- 
warensteuer wurde im Hinblick auf das Monopol- 
gesetz im Zusammenhang mit dem noch bestehen- 
den Anleihevertrag mit Schweden, der heute unter 
das Londoner Schuldenabkommen fällt, Abstand 
genommen, so daß damit der Antrag der FDP auf 
Drucksache 1762 — § 1 Abs. 5 — als erledigt an- 
zusehen ist. 

Der Ausschuß bittet die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages, den Gesetzentwurf Drucksache 1699 
mit den in Drucksache 1948 angefi^rten Änderun- 
gen, die nur eine formalrechtliche Bedeutung 
haben, anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke der Frau 
Berichterstatterin. 

Wir treten in die zweite Beratung des Gesetzes 
ein. Ich rufe auf in der Einzelberatung die Art. 1, 
— 2, — 3 und 4 in der Ausschußfassung sowie 
Einleitung und Überschrift. — Ich eröffne die Aus- 
sprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Beratung und 
komme zur Abstimmung. Wer den aufgerufenen 
Artikeln, der Einleitung und der Überschrift 
zuzustimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an- 
genommen. 

Ich eröffne die 

dritte Beratung 

des Gesetzentwurfs und eröffne die allgemeine 
Aussprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Dann schließe ich die allgemeine 
Aussprache. 

Da Ändenmgsanträge zur dritten Beratung nicht 
vorliegen, komme ich zur Schlußabstimmung. Wer 
dem aufgerufenen Gesetz im ganzen zuzustimmen 
wünscht, möge sich bitte vom Platz erheben. — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe Punkt 5 auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion des 
GB/BHE eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes (Drucksache 1931). 

Es soll auf Einbringung und Debatte in der 
ersten Beratimg verzichtet werden. — Ich unter- 
stelle das Einverständnis des Hauses. Ich schlage 
vor, den Gesetzentwurf Drucksache 1931 an den 
Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen — feder- 
führend — und zur Mitberatung an den Haushalts- 
ausschuß zu überweisen. — Ich höre keinen Wider- 
spruch; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 6 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Eckhardt, Lenz (Brühl), Dr. Löhr und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über 


das Branntweinmonopol (Essigsäuresteuer) (C) 

(Drucksache 1963) 

Auch hier wird auf Begründung und Debatte in 
der ersten Beratung verzichtet. Ich schlage dem 
Hause vor: Überweisung des Gesetzentwurfs an 
den Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen — 
federführend — und an den Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung. — Ich höre keinen Widerspruch; dann 
ist so beschlossen. 

Punkt 7: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus- 
haltsausschusses (18. Ausschuß) über den 
Antrag des Bundesministers der Finanzen 
betreffend Verkauf des ehemals reichseige- 
nen Gesandtenwohnhauses in Athen, Aka- 
demiestraße 17 (jetzt Franklin-Roosevelt- 
Straße 23) (Drucksachen 1923, 1792). 

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Dr. Vo- 
igel als Berichterstatter. — Ich sehe, der Bericht- 
erstatter ist nicht anwesend. Verzichtet das Haus 
auf mündliche Berichterstattung? 

(Zustimmung.) 

Das ist der Fall. 

Dann komme ich zur Abstimmung. Wer dem An- 
trag des Ausschusses auf Drucksache 1923 zuzu- 
stimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Punkt 8: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Ruf, Dr. Berg, Eickhoff und Genossen ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 
(Drucksache 1929). 

Auch hier wird auf Begründung und Debatte 
in der ersten Lesung verzichtet. Ich schlage dem 
Hause Überweisung des Gesetzentwurfs an den 
Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 
vor. Erhebt sich Widerspruch? — Das ist nicht der 
Fall. Dann ist so beschlossen. 

Punkt 9 der heutigen Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Aufgaben des Bun- 
des auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 
(Drucksache 1553); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Verkehrswesen (30. Ausschuß) (Drucksache 
1995). 

(Erste Beratung: 98. Sitzung.) 

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter, dem 
Abgeordneten Bock. 

(Zurufe: Schriftlicher Bericht liegt vor!) 

— Schriftlicher Bericht liegt vor*). Verzichtet das 
Haus auf mündlichen Bericht? — Das ist der Fall. 

Dann treten wir in die zweite Lesung des Ge- 
setzentwurfs ein. Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — 

3, — 4, — 5, — 6, — 7, — 8, — 9, — 10, — 11 
und 12 — alles in der Fassung gemäß den Be- 
schlüssen des 30. Ausschusses — , — Einleitung und 
Überschrift. — Ich eröffne die Aussprache. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall; 
dann schließe ich die Aussprache. 

•) Siehe Anlage 2. 
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(Vizepräsident Dr. Schneider) 

(A) Wer den aufgerufenen Paragraphen, der Ein- 
leitung und der Überschrift des Gesetzes zuzu- 
stimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an- 
genommen. Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

des Gesetzes ein. Ich eröffne die allgemeine Aus- 
sprache. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall; dann schließe ich die allgemeine Aus- 
sprache. 

Ich komme zur Schlußabstimmung, da Ände- 
rungsanträge nicht vorliegen. Wer dem Gesetz im 


ganzen zuzustimmen wünscht, erhebe sich bitte (Q 
vom Platz. — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Es ist noch abzustimmen über Ziffer 2 des Aus- 
schußantrags, die zu diesem Gesetzentwurf einge- 
gangenen Petitionen durch die Beschlußfassung für 
erledigt zu erklären. Wer diesem weiteren Aus- 
schußantrag zuzustimmen wünscht, gebe das Hand- 
zeichen. — Angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der heutigen Tagesordnung. Idi berufe die 
nächste, die 123. Sitzimg des Deutschen Bundes- 
tags auf Freitag, den 13. Januar 1956, 9 Uhr, und 
schließe die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 16 Uhr 16 Minuten.) 
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Frau Dr. Weiter (Aachen) 
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b) Urlaubsanträge 


Abgeordnete 


bis einschließlich 


Böhm (Düsseldorf) 

Lulay 

Peters 

Meitmann 

Kunze (Bethel) 
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15. 2. 1956 
1. 2. 1956 
31. 1. 1956 
30. 1. 1956 
21. 1. 1956 


Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein 21. 1. 1956 


Wiedeck 
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Anlage 2 Drucksache 1995 

(Vgl. S. 6502 D) 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen (30. Ausschuß) 
über den Entwurf eines Gesetzes über die Auf- 
gaben des Bundes auf dem Gebiet der Binnen- 
schiffahrt (Drucksache 1553). 

Berichterstatter: Abgeordneter Bock 

I. Allgemeines 

In der 98. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 14. Juli 1955 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über die Aufgaben des Bundes auf dem 
Gebiet der Binnenschiffahrt — Drucksache 1553 — 
federführend an den Ausschuß für Verkehrswesen 
und mitberatend an den Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht zur weiteren Bearbeitung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Rechts wesen und Verfassungs- 
recht hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung vom 
11. November 1955 abschließend beraten und wie 
folgt dazu Stellung genommen: 


„Zu § 3 Abs. 4 

Der Ausschuß ist in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung der Auffassung, daß dieser Ab- 
satz aus den vom Bundesrat genannten Gründen 
gestrichen werden sollte. 

Zu § 6 Abs. 2 Satz 2 

Diese Vorschrift verfolgt den Zweck festzustel- 
len, daß die Abgrenzung der Aufsichtsbefugnisse 
des Bundesministers für Verkehr und des Bundes- 
ministers für Arbeit im gegenseitigen Einverneh- 
men erfolgen solle. Der Wortlaut dieser Bestim- 
mung geht jedoch über diesen Zweck hinaus; sie 
kann so ausgelegt werden, als ob die beiden ge- 
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nannten Bundesminister im gegenseitigen Einver- 
ständnis befugt wären, ihre Aufsichtsrechte nach 
Belieben festzulegen und damit von den für das 
Aufsichtsrecht allgemein geltenden Grundsätzen 
im Sinn einer Ausweitung abzuweichen. 

Der Aussdiuß hat daher gegen diese Formulie- 
rung Bedenken. Im übrigen werden gegen die Vor- 
lage keine Bedenken geltend gemacht.“ 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat den Ge- 
setzentwurf in seiner Sitzung vom 14. Dezember 
1955 eingehend beraten und die aus der beigefüg- 
ten Synopse ersichtlichen Änderungen beschlossen. 


II. Im einzelnen 

Der Gesetzentwurf dient der Ausführung des 
Art. 89 Abs. 2 Satz 2 GG, der es dem Bundesgesetz- 
geber überläßt zu bestimmen, weldie staatlichen 
Aufgaben der Binnenschiffahrt und der Seeschiff- 
fahrt auf den Bund zu übertragen sind. Für die 
Seeschiffahrt ist ein dahingehendes Gesetz bereits 
am 22. November 1950 ergangen. Das entspre- 
chende Gesetz für die Binnenschiffahrt ist erst in 
diesem Jahr eingebradit worden, weil zunächst der 
Wortlaut des Art. 89 Abs. 2 Satz 2 dahin ausgelegt 
worden war, daß sidi die Bundeskompetenz für die 
Binnenschiffahrt aus Art. 89 unmittelbar ableite. 

§ 1 Abs. 1 zählt die Verwaltungsaufgaben auf, 
die dem Bund nach diesem Gesetz obliegen. Diese 
Aufgaben werden — von den Ländern unangefoch- 
ten — durdi die Behörden der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes seit ihrer Errichtung 
auf Grund des Art. 87 GG bereits wahrgenommen. 
Dem Bund erwachsen somit auf Grund des Gesetz- 
(B) entwurfs keine neuen Aufgaben. Es handelt sich 
vielmehr um die rechtliche Klarstellung der Bun- 
deskompetenz. Bei den in § 1 Abs. 1 genannten 
Bundesaufgaben handelt es sich einmal um die 
Förderung der Binnenflotte und des Binnenschiffs- 
verkehrs im allgemeinen deutschen Interesse, ohne 
daß hiermit eine finanzielle Verpflichtung des 
Bundes begründet wird. Weiterhin wird dem Bund 
die Schiffahrtspolizei auf den Bundeswasserstra- 
ßen mit einer Einschränkung auf dem Gebiet der 
Exekutive übertragen. Schließlich wird die Schiffs- 
eichung auf den Bundeswasserstraßen zur Bundes- 
aufgabe erklärt und klargestellt, daß auch die Aus- 
stellung von Schifferpatenten und Schiffsattesten 
den Bundesbehörden obliegt. 

Über die Wahrnehmung der Aufgaben auf dem 
Gebiet der schiffahrtspolizeilichen Exekutive ist 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 eine besondere Vereinbarung 
zwischen Bund und Ländern zu schließen. Auf 
diese Weise umgeht der Entwurf die verfassungs- 
rechtliche Streitfrage, ob der Übergang der Ver- 
waltungsaufgaben auch den polizeilichen Vollzug 
mit umfaßt. Die Vereinbarung ist inzwischen mit 
der Mehrzahl der Länder bereits abgesdilossen 
worden; bei den restlichen Ländern ist ihre An- 
nahme vorbereitet. 

§ 2 überträgt dem Bund die Festsetzung der 
Lade- und Löschzeiten sowie der Liegegelder auf 
Grund des Binnenschiffahrtsgesetzes in der Fas- 
sung vom 20. Mai 1898, soweit sie mit Beförde- 
rungsleistungen auf Bundeswasserstraßen Zusam- 
menhängen. Hier kann der Bund nur im Beneh- 
men mit den Ländern tätig werden, deren wirt- 
schaftliche Interessen am Binnenschiffsverkehr 
auf diese Weise berücksichtigt werden. § 2 bezieht 


sich nidit auf die Liegegelder im innerdeutschen (Q 
Verkehr, die auf Grund des Binnenschiffsverkehrs- 
gesetzes vom 1. Oktober 1953 in dem dort vorge- 
sehenen Verfahren festgesetzt werden. Seine Be- 
deutung liegt somit in der Möglichkeit, die Liege- 
gelder im grenzüberschreitenden Verkehr und die 
Lade- und Löschfristen einheitlich festzusetzen, so- 
weit sie mit dem Verkehr auf Bundeswasserstra- 
ßen Zusammenhängen. 

Mit dem Übergang der Verwaltungsaufgaben 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt auf den Bund 
stehen die im Entwurf enthaltenen Ermächtigun- 
gen in engem Zusammenhang. Die wichtigste Er- 
mächtigung ist in § 3 enthalten; sie betrifft den 
Erlaß schiffahrtspolizeilicher Verordnungen, deren 
Inhalt, Zweck und Ausmaß durch die Vorschrift 
im einzelnen hinreichend begrenzt wird. Der Bun- 
desrat hat Streidiimg des § 3 Abs. 4 der Regie- 
rungsvorlage empfohlen, welcher Eingriffe in die 
Grundrechte nach Art. 2 und 13 GG zuließ. Nach- 
dem die Bundesregierung auf diese Vorschrift ver- 
zichtet hat, hat der Ausschuß für Verkehrswesen 
ebenfalls beschlossen, den Absatz zu streichen. 

§ 4 begründet das Recht und die Pflicht der Be- 
hörden der Wasser- und Schiff ahrtsverwaltung 
des Bundes zum Erlaß schiffahrtspolizeilicher Ver- 
fügungen, wogegen sie Verordnungen nur auf 
Grund besonderer Ermächtigung erlassen können. 

Die Tatsache, daß ein Teil der Bundeswasser- 
straße Elbe in den Hamburger Hafen einbezogen 
ist, erfordert die besondere Verteilung der Zustän- 
digkeiten zwischen dem Bund und dem Land Ham- 
burg, wie sie § 5 vornimmt. 

§ 6 sieht den Auftrag an die Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft vor, die Binnenschiffe nicht 
nur wie bisher im Interesse der Mitglieder und (D) 
Versicherten der Berufsgenossenschaft zu über- 
wachen, sondern auch unter dem Gesichtspunkt 
der allgemeinen Schiffssicherheit. Die Tätigkeit 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bun- 
des und der Wasserschutzpolizei der Länder soll 
hierdurch wirksam ergänzt werden. Die Aufsichts- 
befugnisse des Bundesministers für Verkehr und 
des Bundesministers für Arbeit über die Binnen- 
schiffahrts-Berufsgenossenschaft für den Fall der 
Auftragserteilung sind in § 6 Abs. 2 geregelt. Auf 
Anregung des Ausschusses für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht hat der Ausschuß für Verkehrs- 
wesen Satz 2 dieser Vorschrift gegenüber der Re- 
gierungsvorlage wie folgt geändert: 

„Die Aufsichtsbefugnisse sind zwischen den 

Bundesministern für Verkehr und für Arbeit 

im gegenseitigen Einvernehmen abzugrenzen.“ 

Hiermit soll besser zum Ausdruck gebracht wer- 
den, daß es sich lediglich um die Abgrenzung der 
Aufsichtsbefugnisse zwischen den beiden Bundes- 
ministerien handelt. Da die Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft bei der Überwachung der all- 
gemeinen Schiffssicherheit im öffentlichen Inter- 
esse des Bundes tätig wird, war es angezeigt, ihr 
in Satz 3 einen Anspruch auf Erstattung der Selbst- 
kosten dieser Überwachung gegen den Bund einzu- 
räumen. 

§ 7 sieht für schiffahrtspolizeiliche Zuwider- 
handlungen auf dem Rhein abwärts von Basel die 
Anwendung des Strafrahmens des Art. 32 der 
Mannheimer Akte vor. Diese Vorschrift geht der 
allgemeinen Strafdrohung in § 366 Nr. 10 StGB 
vor. 
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fBodi) 

(A) Für die Zusammenarbeit des Bundes und der 
Länder auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt hat 
sich der nach § 34 des Binnenschiffsverkehrsgeset- 
zes gebildete Länderausschuß für Binnenschiff- 
fahrtsfragen so bewährt, daß seine Befugnisse 
durch § 8 auf die Durchführung des vorliegenden 
Gesetzes erstreckt werden. Hierdurch soll insbe- 
sondere erreicht werden, daß der Bundesminister 
für Verkehr Förderungsmaßnahmen nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 zuvor mit den Ländern abstimmt. 

In den §§ 9 und 10 des Entwurfs werden zahl- 
reiche Gesetze und Verordnungen aufgehoben oder 
für die Bundeswasserstraßen außer Kraft gesetzt, 
da der vorliegende Entwurf diese Vorschriften ent- 


behrlich macht. Er dient damit zugleich der Berei- (Q 
nigung des Binnenschiffahrtsrechts. 

§ 11 enthält die übliche Berlinklausel. Auf An- 
trag des Landes Berlin (Schreiben des Senators für 
Bundesangelegenheiten vom 10. Dezember 1955) 
hat der Ausschuß für Verkehrswesen den zweiten 
Absatz wie folgt gefaßt: 

„Rechtsverordnungen auf Grund dieses Ge- 
setzes gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes.“ 

Bonn, den 14. Dezember 1955 

Bock 

Berichterstatter 


(B) 


(D) 
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